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Vorwort der Präsidentin des Deutschen Bundestages 
Bärbel Bas

Am 28. März 1849 war es nach einjährigen Beratungen 
soweit: 405 Abgeordnete des ersten freigewählten gesamt-
deutschen Parlaments setzten ihre Unterschriften unter eine 
liberale, moderne Verfassung – die Paulskirchenverfassung.  
Sie war ihrer Zeit weit voraus. Obwohl es nicht gelang, sie 
gegen die Macht der alten Eliten durchzusetzen, nahm sie 
grundlegenden Einfluss auf die deutsche Verfassungsge-
schichte.  
Mit Strahlkraft auch ins Ausland. John F. Kennedy rühmte 
sie als Versuch, „etwas Vollkommenes ins Werk zu setzen“. 
Auf seinem Deutschlandbesuch vor sechzig Jahren hielt der 
US-Präsident in der Paulskirche eine Ansprache vor Ab-
geordneten des Deutschen Bundestages. Dabei würdigte er 
die Paulskirche als „Wiege der deutschen Demokratie.“ 
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Das ist sie in der Tat – und die Paulskirchenverfassung 
gehört zu den Schlüsseldokumenten der deutschen Demo-
kratie- und Parlamentsgeschichte. 
Erstmalig waren dort die Freiheitsrechte des einzelnen Bür-
gers als ein Grundrechtekatalog formuliert und in einer Ver-
fassung für ganz Deutschland verankert worden: Freiheit 
der Person, Freiheit der Meinungsäußerung, Glaubens- und 
Gewissensfreiheit, Versammlungs- und Koalitionsfreiheit, 
Gleichheit aller Deutschen vor dem Gesetz, Freizügigkeit 
innerhalb des Reichsgebietes, Berufsfreiheit, Unverletz-
lichkeit des Eigentums. Die Todesstrafe sollte weitgehend 
abgeschafft werden, ebenso alle Standesvorrechte. 

Auch Frauen kämpften in der Revolution selbstbewusst um 
ihren Platz, auch wenn man ihnen damals in der Paulskir-
che lediglich die Besuchertribüne öffnete. Dennoch war die 
Paulskirchenverfassung nicht nur eines der fortschrittlichsten 
Verfassungsdokumente ihrer Zeit, sie wurde zum Vorbild aller 
späteren demokratischen deutschen Verfassungen. Sowohl 
die verfassunggebende Nationalversammlung der Weimarer 
Republik als auch der Parlamentarische Rat in Bonn knüpften 
später bewusst an das Regelwerk von 1849 an.

Dort fanden sich die später im Grundgesetz verankerten 
Rechte der Presse-, Meinungs- und Versammlungsfrei-
heit als gesamtstaatliche Errungenschaften ebenso wie die 
Gewaltenteilung oder das Haushaltsrecht des Parlaments. 
Unsere heutige Demokratie ist stark vom liberalen Fort-
schrittsdenken und den demokratischen Ideen der „Acht-
undvierziger“ geprägt. 

Daran erinnert der Deutsche Bundestag im 175. Jubiläums-
jahr der Revolution von 1848/49 mit einer besonderen Aus-
stellung, die eine „andere“ Verfassungsgeschichte erzählt. 
Im Zentrum stehen dabei nicht allein die Verfassungsinhal-
te und deren Nachwirken, sondern vor allem die abenteuer-
liche Objektbiografie der originalen Verfassungsurkunde, 
die auf oft überraschende Weise ein Spiegel der deutschen 
Geschichte seit 1849 ist. Ich freue mich sehr, dass der Deut-
sche Bundestag das kostbare historische Unikat und älteste 
Symbol der modernen deutschen Verfassungsgeschichte 
ausstellen kann. Ich danke dem Deutschen Historischen 
Museum für die Leihgabe.

Der Ausstellung selbst wünsche ich staunende Besucherin-
nen und Besucher, die sich ein Bild von dem turbulenten 
Schicksal dieses Schlüsseldokumentes unseres Parlamenta-
rismus machen. Dazu lade ich Sie herzlich ein.





Das „Original“ der Paulskirchenverfassung vom 28. März 1849.  
Eine	Objektbiografie

Essay von Klaus Seidl
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Auf den ersten Blick ist es ein unscheinbares Dokument. 
Wer es sieht, denkt womöglich an eine einfache antiqua-
rische Druckschrift, die ihr Alter kaum verbergen kann; 
etwas ramponiert und zerfleddert, gewellt und fleckig. 
Auch die Maße sind wenig beeindruckend, mit etwa 
36 x 25,5 cm lediglich etwas größer als DIN A4 – also ein 
einfaches Stück Papier? In der unteren Mitte ist ein ver-
blasster Stempel zu erkennen: ein Adler mit der Umschrift 

„Reichstag Bibliothek“. Man könnte annehmen, ein ge-
wöhnliches Bibliotheksexemplar vor sich zu haben. Wer es 
anfasst, würde aber möglicherweise feststellen, dass es sich 
gar nicht um Papier handelt, sondern um feines Pergament. 
Dessen historische Bedeutung vermitteln allerdings weder 
schnörkelige Buchstaben noch pompöse Wachssiegel. 

Denn tatsächlich handelt es sich um die Originalurkunde 
der ersten demokratischen Verfassung Deutschlands, er-
arbeitet, verabschiedet und unterschrieben von frei gewähl-
ten Volksvertretern. Sie ist nicht nur ein Schlüsseldoku-
ment der Revolution von 1848/49, sondern ein Meilenstein 
des deutschen Parlamentarismus und der Demokratie- und 
Verfassungsgeschichte unseres Landes. „Einen demokrati-
scheren Staat, als ihn die Paulskirche vorsah“, schreibt der 
Historiker Dieter Langewiesche, „gab es damals (und lange 
danach) in Europa nicht.“ 1 1849 von der Nationalversamm-
lung in der Frankfurter Paulskirche verabschiedet, konnten 
die mit ihr verbundenen Hoffnungen nicht verwirklicht 
werden. Ein deutscher Nationalstaat mit einer einheitlichen 
Staatsspitze und einem nationalen Parlament gelang erst 
nach drei Kriegen 1871 – eine freiheitlich-demokratische 
Ordnung noch viel später. Dennoch nahmen viele Artikel 
inhaltlich vorweg, was im 20. Jahrhundert die Weimarer 
Reichsverfassung und später – angesichts der bitteren  
Erfahrungen von Krieg und Diktatur – das Grundgesetz um-
setzen konnten: Die Paulskirchenverfassung, die einen in 
ihrer Zeit modernen Bundesstaat konzipierte, gewährte  
umfassende Grundrechte, von Versammlungs- und Presse-
freiheit über konfessionelle Gleichheit und Minderheiten-
rechte bis zum unentgeltlichen Schulunterricht. Der Grund-
rechtekatalog sollte alles staatliche Handeln binden und 
wäre auch vor einem obersten Gericht einklagbar gewesen. 2 

Eine „andere“ Verfassungsgeschichte
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175 Jahre nach der deutschen Revolution lohnt es sich, 
diese noch immer allzu oft unterschätzten Traditionen in 
den Blick zu rücken. Die revolutionären Entwicklungen, 
die 1848 von Paris ausgehend ganz Europa erfassten, hatten 
vielfältige Ursprünge. Sie lagen in Deutschland, das damals 
als Staatenbund dutzender souveräner Einzelterritorien und 
Freier Städte organisiert war, im Politischen und Sozialen. 
Es ging um Macht- und Führungsansprüche rivalisierender 
Mitgliedsstaaten im Deutschen Bund und um Mitsprache-
forderungen aus der Gesellschaft. Um das Selbstverständ-
nis als eine Nation und die Rechte von Minderheiten, um 
ethnische Herkunft und konfessionelle Prägungen. Um 
die Staatsform – Republik oder Monarchie? Um den geo-
grafischen Zuschnitt des zu schaffenden Staates – „groß-
deutsch“, also mit den deutschsprachigen Gebieten der 
Habsburgermonarchie, oder „kleindeutsch“, also ohne 
Österreich? Ein riesiges Problembündel, das für Deutsch-
land gemeinhin in die Aufgabe gefasst wird, Freiheit und 
Einheit gleichzeitig zu schaffen. Eine Aufgabe, die – wie wir 
rückblickend wissen – die liberalen und demokratischen 
Kräfte überforderte, als sie sich 1848/49 daran machten, 
diese Fragen parlamentarisch zu lösen.

Das Revolutionsjubiläum 2023/24 bietet deshalb viele An-
knüpfungspunkte. Man könnte etwa an das erste demokra-
tisch legitimierte Staatsoberhaupt Deutschlands erinnern: 
den von der Nationalversammlung zum „Reichsverweser“ 
gewählten Erzherzog Johann von Habsburg; an die ersten 
deutschen Staatsminister, an große Debatten in der sich 
rasant entfaltenden Publizistik und in der Paulskirche, an 
entstehende Fraktionen und Parteien. Und natürlich an die 
Barrikadenkämpfe und blutigen Aufstände dieser beiden 
aufregenden Jahre, die Politik und Gesellschaft in bis dahin 
nie erlebter Weise bewegten.

Zum 175. Jahrestag wird hier ein anderer Ansatz gewählt. 
Im Fokus steht das Ergebnis der parlamentarischen Debat-
ten: die Verfassung. Erzählt wird aber eine „andere“ Ver-
fassungsgeschichte, indem die Objektbiografie der Verfas-
sungsurkunde im Mittelpunkt steht. 

Die Geschichte dieses historisch bedeutenden Dokuments 
ist auf oft überraschende Weise ein Spiegel der deutschen 
Geschichte der letzten 175 Jahre, des wechselhaften 
Umgangs mit den parlamentarischen, freiheitlichen und 
demokratischen Traditionen, ihrer Marginalisierung, ihrer 
Aneignung und zugleich ihrer Instrumentalisierung.

Als das British Museum vor einigen Jahren eine sehr erfolg-
reiche „Geschichte der Welt in 100 Objekten“ umsetzte, 
war damit der Anspruch verbunden, über die Vielzahl der 
Objekte Weltgeschichte konkret erfahrbar zu machen. 3 Die 
Biografie der Frankfurter Reichsverfassung bietet dem-
gegenüber zwar nur einen kleinen, nationalen Ausschnitt. 
Aber auch sie verbindet verschiedene Epochen und histo-
rische Episoden: von den Auseinandersetzungen um das 
Erbe der Paulskirche in den Jahren der konservativen Re-
aktion, die in den meisten Einzelstaaten auf das Scheitern 
1849 folgte, über die Zeit der Weimarer Republik und den 
Nationalsozialismus, die Nachkriegszeit und die deutsche 
Teilung bis in unsere Tage. Tatsächlich überdauerte die Ver-
fassungsurkunde Monarchien und Republiken, Diktaturen 
und Demokratien. Sie wanderte von einem Ort zum nächs-
ten, überquerte Landesgrenzen und ging durch viele Hände. 
Und das nicht nur durch die der Frankfurter Abgeordneten 
und Politiker, sondern auch durch die von Archivaren, 
Bibliothekaren, Ausstellungsmachern, Soldaten, einem 
schillernden Kleinkriminellen und sogar einem Schüler, 
der das Unikat auf einem Schutthaufen fand.

Die deutsche Geschichte hat so auf der Urkunde ihre Spuren 
ganz konkret hinterlassen. Auf einer Spurensuche, zu der 
diese Broschüre einlädt, stellen sich viele Fragen: Wer hat 
die Verfassung eigentlich unterzeichnet? Wie kam der Stem-
pel der Reichstagsbibliothek auf die Urkunde – und wie die 
Flecken? Wo ist der kostbare Einband verblieben und warum 
ist die Reichsverfassung heute im Deutschen Historischen 
Museum? Nicht alle dieser Fragen lassen sich umfassend 
klären. Jede von ihnen führt jedoch zu verschiedenen 
Stationen der deutschen Geschichte, und wer sie aufsucht, 
wird feststellen, dass die Erinnerung an die Revolution von 
1848/49 stets umstritten war. Dass sie aber lebendig blieb – 
und dass sie vor allem auch heute noch wertvoll ist. 

Bild Seite 6:
Erste Unterschriftenseite der  
Reichsverfassung vom 28. März 1849 

Umschlag-Innenseite:
Reichs-Gesetz-Blatt, 16. Stück vom  
28. April 1849
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Die Verabschiedung der Reichsverfassung

Seit dem 18. Mai 1848 tagte in der Frankfurter Paulskirche 
die deutsche Nationalversammlung. Das Ziel der Abge-
ordneten war, die revolutionären Forderungen der Zeit in 
einer Verfassung einzulösen – ein angesichts tiefgreifender 
Spaltungen auch innerhalb der Kräfte, die die Revolution 
trugen, ungemein schwieriges Unterfangen. Schon Zeitge-
nossen warfen der als „Professorenparlament“ diffamierten 
Paulskirche vor, sich in ausgiebigen akademischen Dis-
kussionen zu verlieren, anstatt zu konkreten Ergebnissen 
zu kommen. Der Dichter Georg Herwegh reimte im Pariser 
Exil im Sommer 1848: „Im Parla- Parla- Parlament. Das 
Reden nimmt kein End’!“ 

Gegen dieses noch immer verbreitete Urteil spricht der im 
Dezember 1848 verabschiedete Grundrechtekatalog, mit dem 
erstmals individuelle und staatsbürgerliche Freiheitsrechte 
Gesetzeskraft in Deutschland erlangten. Und gerade auch die 
Verfassungsdebatten Ende März 1849 zeigen das Gegenteil. 
Sie sprechen für die Lernfähigkeit und politische Reife der 
Abgeordneten: Innerhalb weniger Tage, in langen Sitzungen 
und ganz ohne ausschweifende Debatten, vollendete das 
Parlament die zweite Lesung der Reichsverfassung. Ermög-
licht hatte dieses beschleunigte Verfahren ein politischer 
Kompromiss. Ihn schmiedeten die liberalen Abgeordneten 
um den Reichsministerpräsidenten Heinrich von Gagern 
und eine kleine Gruppe gemäßigter Demokraten mit Hen-
rich Simon aus Breslau an der Spitze. Um ihre jeweiligen 
Hauptziele zu verwirklichen, sicherten sie sich schriftlich 
ihre gegenseitige Unterstützung zu. Man einigte sich bei der 
von Beginn an hart umkämpften Frage, wer an die Spitze 
des Nationalstaates treten sollte, auf ein preußisches Erbkai-
sertum, das den Wünschen der Mehrheit der Liberalen, und 
gleichzeitig auf eine starke Stellung des Parlaments sowie 
ein umfassendes allgemeines und gleiches (Männer-)Wahl-
recht, wie es den Demokraten vorschwebte. 

„Die deutsche verfassunggebende Nationalversammlung hat beschlossen,  
und verkündigt als Reichsverfassung“: Ergebnis parlamentarischer Debatten



12

Was vielen damals als ungeheuerlicher Prinzipienverrat 
beider Seiten galt, lässt sich heute besser nachvollziehen: Es 
war ein in der Sache notwendiger, für alle Seiten mühsam 
erarbeiteter parlamentarischer Kompromiss, der sogar durch 
eine Art „Koalitionsvertrag“ besiegelt wurde. Die Abgeord-
neten machten, wie der Historiker Wolfram Siemann betont, 

„grundlegende Erfahrungen mit der modernen parlamenta-
rischen Arbeitsweise und zeigten sich ihr trotz immenser 
Schwierigkeiten in erstaunlicher Weise gewachsen.“ 4 

Mehr als eine Formfrage

Trotz Kompromiss und dem auf diese Weise erreichten 
Durchbruch in den Verfassungsberatungen stellten sich 
neue Herausforderungen. Am 27. März 1849 war die 
Reichsverfassung mit ihren 197 Paragrafen zwar inhaltlich 
fertiggestellt. In der Hektik der verhandlungsintensiven 
und arbeitsreichen Tage hatte man aber weder über das 
weitere Vorgehen, noch über die äußere Form der Verfas-
sung eine Einigung erzielt. Beides warf ganz grundsätzliche 
Fragen auf. „Die deutsche verfassunggebende National-
versammlung hat beschlossen, und verkündigt als Reichs-
verfassung“: Dass dieser schlichte Eingangssatz über der 
Verfassung steht und nicht etwa eine pathetisch ausformu-
lierte Präambel, ist deshalb kein Zufall. Dass die Urkunde 
auf Pergament gedruckt ist und die Abgeordneten sie 
unterschrieben haben, auch nicht. Es ist das Ergebnis der 
Debatten in der Paulskirche am 27. und 28. März 1849. 

Nachdem die Verfassung in zweiter Lesung angenommen 
und auch das Wahlgesetz beschlossen worden war, dis-
kutierten die Abgeordneten lebhaft über die Art und Weise, 
wie die Verfassung publiziert werden sollte. Im Plenum 
konnte man sich zunächst nicht einigen. Der umsichtige 
Parlamentspräsident Eduard Simson verwies die Frage des-
halb kurzerhand an den Verfassungsausschuss. 

Im Raum stand, das von der Nationalversammlung etab-
lierte übliche Gesetzgebungsverfahren anzuwenden, das 
hieß: den Parlamentsbeschluss durch den Reichsverweser 
und einen Minister ausfertigen zu lassen und im Reichs-
gesetzblatt zu verkünden. Die Mehrheit der Abgeordneten 
im Ausschuss empfand das allerdings als unangemessen 
für ein „Grundgesetz“ 5. Es widersprach dem Anspruch der 
Nationalversammlung, eine unabhängige verfassunggeben-
de Versammlung zu sein. Die Ausschussmehrheit orientier-
te sich stattdessen am historischen Beispiel der belgischen 
Verfassung von 1831, vor allem aber an der amerikanischen 
Verfassung von 1787. In beiden Fällen hatten das Präsi-
dium und die Mitglieder der Versammlungen die Urkunde 
gemeinsam unterzeichnet. Sie galt damit unmittelbar als 
rechtsgültig. 6 Dass die Abgeordneten unterzeichneten, 
verfolgte dabei machtpolitische Zwecke. Man zielte auf 
größtmögliche öffentliche Wirkung. Die Vielzahl an Unter-
schriften sollte den breiten, parteiübergreifenden Kon-
sens sichtbar machen. Und noch mehr: Wer die Urkunde 
persönlich unterzeichnet hatte, konnte sich im Nachhinein 
auch nicht so einfach wieder von der getroffenen Entschei-
dung distanzieren.

Am Mittag des 28. März stellte der Abgeordnete Carl Mit-
termaier, ein Rechtsprofessor aus Heidelberg, im Plenum 
den Ausschussantrag vor, der auch vorsah, die Verfassung 

„als besondere Urkunde“ drucken zu lassen.7 Mittermaier 
erklärte ausführlich, warum die Nationalversammlung 
selbst die Verfassung verkünden müsse, sprach über die 
vergleichsweise nüchterne Form, in der dies geschehen 
solle, und hob die rechtliche und emotionale Bedeutung 
der Unterzeichnung der „Originalurkunde“ hervor: 8

Der Heidelberger Rechtsprofessor Carl Mitter-
maier stellte am 28. März 1849 den Antrag des 
Verfassungsausschusses vor

Seite 10:
Am 31. März 1848 ziehen die Abgeordneten 
des Vorparlaments feierlich in die Frankfurter 
Paulskirche ein. Ab dem 18. Mai 1848 tritt 
hier die erste deutsche Nationalversammlung 
zusammen. Innerhalb von knapp zehn Mona-
ten stellen die Abgeordneten die erste demo-
kratische Verfassung Deutschlands fertig: die 
Reichsverfassung vom 28. März 1849.
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„Es konnte für uns nur ein einziger Weg erübrigen, und den 
Weg schlagen wir Ihnen vor: Die Nationalversammlung 
selbst verkündigt die Verfassung, wir mussten treu bleiben 
dem Charakter der Nationalversammlung, treu bleiben einer 
verfassunggebenden Versammlung. Diese verfassunggebende 
Versammlung […] verkündigt dem Volke, das uns berufen 
hat, dieses Resultat der Beratung. […] Wir müssen die Ver-
fassung als Ganzes nehmen, wir müssen erwägen, dass in 
jenem Augenblicke, als gestern Ihr Herr Präsident verkündet 
hat: ‚die Verfassung ist angenommen,‘ sie unter uns gilt, und 
wir uns ihr unterwerfen. Es bedarf aber noch mehr, damit sie 
auch nach Außen hin wirksam werde. Es bedarf aber dazu 
nichts weiter, als einer von unserer Versammlung ausgehen-
den Vervielfältigung in einer für sich bestehenden Urkunde, 
die der Abdruck der Originalurkunde ist. Im Reichsarchiv 
wird die Urschrift dann bewahrt; diese Urschrift der Verfas-
sung wird von dem Präsidenten, den Vizepräsidenten und 
Schriftführern, und von den Mitgliedern der Nationalver-
sammlung unterzeichnet. Es ist unsere Zustimmung, unsere 
Erklärung, und gern meine Herren, wird hoffentlich auch 
noch in später Zeit in trüben Stunden leuchtend dann das 
Gefühl uns vorschweben, dass wir, Gott wird es wollen, ein 
großes Werk für unser Vaterland geschaffen haben. Der 
Eingang, den diese Urkunde erhält, ist einfach, es ist Ihnen 
vorgeschlagen worden, zu sagen:

‚Die deutsche verfassunggebende Nationalversammlung hat 
beschlossen und verkündigt als Reichsverfassung.‘ Dann 
die Aufschrift: ‚Verfassung des deutschen Reichs.‘

Die Verfassung ist dann als Ganzes verkündet, und von 
jetzt wirkend, soweit es wirken kann.“

Sollten der Verfassung einleitende Worte vorangestellt wer-
den, die den Motiven, Zwecken und Absichten des Werkes 
feierlich Ausdruck verleihen? Mittermaier erinnerte an die 
Präambeln der Schweizer Bundesverfassung von 1848 und 
der amerikanischen Verfassung von 1787 („We the Peop-
le…“), die ihn immer begeistert hätten: „Das Volk beabsich-
tigt, einen festeren und stärkeren Bund zu gründen, Einheit, 
Kraft, Ehre und Wohlfahrt der Nation zu befestigen, hat 
man sich vereinigt.“ Man brauche derlei Worte aber nicht, 
da sie auch unausgesprochen der „Leitstern unserer Be-
ratungen“ waren: „Jene Worte und Gefühle, die sie anregen, 
leben in unserer Brust, und danach werden wir handeln.“ 
Da die Nationalversammlung zur Durchsetzung der Verfas-
sung nur über „moralische Macht“ verfüge, setze er auf die 
Einsicht der Fürsten, vor allem aber, so schloss der Redner, 
empfehle das Parlament die Verfassung „der Kraft des deut-
schen Volkes, des Volkes, das unüberwindlich ist, sobald 
das Recht ihm zur Seite steht.“

Im Gegensatz zu vielen anderen Fragen stimmte in diesem 
Punkt die große Mehrheit der Abgeordneten überein. Mit-
termaiers Ausführungen trafen im Plenum auf parteien-
übergreifende Zustimmung, die Anwesenden spendeten 
der Rede „lebhafte[n] Beifall“. Dies spiegelte das Abstim-
mungsergebnis über die Ausschussempfehlung wider: „Die 
große Mehrheit auf allen Seiten erhebt sich“, vermerkt das 
Wortprotokoll. Da zudem entschieden wurde, im Anschluss 
direkt mit der Kaiserwahl zu beginnen, erklärte Präsident 
Simson, die Verfassungsurkunde den Beschlüssen zum Ein-
leitungssatz und der Beurkundung entsprechend ändern zu 
lassen und dann dem Büro – also dem Präsidium und den 
Schriftführern – und den Abgeordneten zur Unterschrift vor-
legen zu lassen. Weil die Kaiserwahl erst auf Grundlage der 
rechtskräftigen Verfassung erfolgten konnte, stellte er fest: 

„Inzwischen wird die Versammlung darin mit mir überein-
stimmen, dass mit unserer Erklärung die in Rede stehende 
Verfassung, wie sie aus den Beschlüssen der letzten Tage 
hervorgegangen ist, hiermit als verkündet angenommen ist.“9 
Darauf folgte die Abstimmung. Mit 290 Stimmen bei 248 
Enthaltungen wählten die Abgeordneten den preußischen 
König Friedrich Wilhelm IV. zum Kaiser.
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Am nächsten Mittag unterschrieben nach Sitzungsschluss 
zunächst Präsident Simson, sein Stellvertreter und die 
Schriftführer die inzwischen gelieferte Verfassungsurkunde. 
Der Präsident datierte sie auf den 28. März 1849 und ließ 
sie „auf einem Tisch im Hause niederlegen […], damit die 
Herren Mitglieder auf den beigelegten Pergamentblättern 
ihre Namen dazuschreiben.“ 10 

Eine Verfassung – drei Urkunden? 

Der Druck auf der Rückseite des Titelblattes zeigt, dass 
die Frankfurter Druckerei C. Krebs-Schmitt die Urkunde 
herstellte. Tatsächlich druckte sie nicht nur die Pergament-
urkunde und davon ausgehend eine „amtliche Ausgabe“ in 
einer Auflage von 50.000 Exemplaren, sondern sie stellte 
eine weitere Urkunde her. Sie gilt heute als das sogenannte 
Kasseler „Original“ und liegt seit Juni 1849 wohlbehütet 
und unversehrt in der dortigen Murhardschen Bibliothek 
und Landesbibliothek. 11 

Wieso in Kassel? Der Bibliotheksleiter Carl Bernhardi, 
selbst bis zum 21. Mai 1849 Abgeordneter der Nationalver-
sammlung, brachte sie aus Frankfurt mit und nahm sie in 
den Bibliotheksbestand auf. Die undatierte Urkunde ist auf 
Papier gedruckt und wurde erst nach dem 13. April 1849 
von 212 Abgeordneten unterzeichnet. 12 Eine Notiz Bern-
hardis nennt sogar noch ein drittes, nicht unterschriebenes 
Exemplar. Das sollen die Abgeordneten der sogenannten 
Kaiserdeputation am 3. April 1849 dem preußischen König 
überreicht haben, als sie ihm vergeblich die Kaiserkrone 
anboten. Es gilt als verschollen. Ob das Kasseler Exemplar 
als Erinnerungsstück gedacht war oder möglicherweise als 
Zweitexemplar dienen sollte, bleibt unklar.

Die wertvolle Pergamenturkunde bildete die Vorlage für 
die amtlichen Ausgaben und lag auch der Publikation im 
16. Stück des Reichsgesetzblatts vom 28. April 1849 zu-
grunde. Dadurch lassen sich selbst die heute zum Teil aus-
geblichenen und verwaschenen Signaturen identifizieren. 

Der Einband des „Kasseler Originals“ wurde 
von der Druckerei Krebs-Schmitt angefertigt. 
Der Ledereinband ist mit einer doppelten 
Goldlinie am Buchrand versehen. Auf diesem 
ist ein handbemalter Doppeladler auf Gold-
grund angebracht.

Rechts:
Reichsministerpräsident Heinrich von Gagern 
übergab den Vertretern der deutschen Staaten 
eine amtliche Kopie der verabschiedeten 
Reichsverfassung. Parlamentspräsident Sim-
son und Schriftführer Jucho beglaubigten „die 
buchstäbliche Übereinstimmung des vorste-
henden Exemplars der deutschen Reichsver-
fassung mit dem in das Archiv der verfassung-
gebenden Reichsversammlung niedergelegten 
Originale derselben“.
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Die Unterzeichner

Die Unterschriftenseiten illustrieren mehrere bemerkens-
werte Aspekte: Zunächst fällt auf, dass bereits an der zweiten 
Stelle offensichtlich eine Unterschrift fehlt. Denn auf den 
Präsidenten Simson folgt unmittelbar dessen zweiter Stell-
vertreter Carl Kirchgeßner. Der erste Stellvertreter Wilhelm 
Beseler hätte die Verfassung sicherlich unterzeichnet, weil-
te aber am 27. und 28. März nicht mehr in Frankfurt. Der 
Reichsverweser hatte ihn wenige Tage zuvor zum Statthalter 
in Schleswig-Holstein ernannt. Dort bahnte sich erneut ein 
Krieg mit Dänemark an.

Auf die Schriftführer (Friedrich Sigmund Jucho, Carl Fetzer, 
Anton Riehl, Carl Biedermann, Gustav von Maltzahn, Max 
Neumayr) – und noch vor den Mitgliedern der Redaktions-
kommission, die für die Veröffentlichung der stenografierten 
Reden, Anträge, Resolutionen und Petitionen verantwortlich 
war – folgt in herausgehobener Position Heinrich von Gagern. 
Er war von Mai bis Dezember als Vorgänger Simsons der 
erste gewählte Präsident der Nationalversammlung gewesen. 
Bezeichnenderweise unterzeichnete er nicht als Reichsmi-
nisterpräsident, sondern als einfacher Abgeordneter für den 
Wahlkreis Bensheim in der Bergstraße. Die weitere Reihen-
folge der Unterzeichner wirkt rein zufällig und folgt weder 
politischen Kriterien noch dem individuellen Einfluss oder 
persönlichen Ansehen der Parlamentarier. Von den damals 
besonders bekannten Abgeordneten steht lediglich der 
Name Adam von Itzstein bereits auf der zweiten Seite. Weit 
verstreut finden sich andere Koryphäen der vormärzlichen 
Einheits- und Freiheitsbewegung wieder, darunter Georg 
Waitz, Carl-Theodor Welcker, Julius Fröbel, Sylvester Jordan, 
Carl Mathy, Ernst Moritz Arndt oder Friedrich Ludwig Jahn. 
Selbst Friedrich Christoph Dahlmann, der als einer der be-
rühmten „Göttinger Sieben“ im Vormärz für die liberale Ver-
fassung im Königreich Hannover gestritten hatte und wegen 
seiner grundlegenden Vorarbeiten als „Verfassungsvater“ galt, 
hat erst auf der vorletzten Seite unterschrieben. 

Diese illustren Namen verdecken leicht, dass die Reichsver-
fassung keineswegs allein das Werk der deutschen Einheits- 
und Freiheitsbewegung war. Bereits die Unterschrift von 
Alois Boczek aus Tischnowitz (Tišnov) in Mähren unter-
streicht die europäische Dimension der deutschen National-
versammlung. In ihr saßen eben auch Abgeordnete aus den 
damals preußischen und österreichischen Gebieten, die 
heute zu Polen, Litauen, Russland oder Tschechien gehören. 
Richtig ist, dass die meisten dieser Abgeordneten aus der 
deutschsprachigen Bevölkerung stammten. Und im Rück-
blick blieben besonders die nationalistischen Töne in Erin-
nerung, die auch in der Paulskirche ein Forum fanden. Einen 
Tiefpunkt markierte hier die hasserfüllte „Polenrede“ des 
Abgeordneten Wilhelm Jordan im Juli 1848. Durchtränkt von 
rassistischen Stereotypen lehnte Jordan jede Rücksichtnahme 
gegenüber den Wünschen nach einem unabhängigen Polen 
ab. Stattdessen forderte er, einen „gesunden Volksegoismus“ 
zu verfolgen. Richtig ist aber auch, dass die Verfassungs-
bestimmungen demgegenüber eine andere Sprache spre-
chen: Insbesondere § 188 sicherte nationalen Minderheiten 
weitreichende Schutzrechte zu. Die Regelung setzte, wie der 
Rechtshistoriker Jörg-Detlef Kühne betont, „bis heute gültige, 
in Europa noch vielfach unerreichte Standards.“ 15 Auf dieser 
Basis konnten auch Angehörige nationaler Minderheiten 
unterzeichnen, wie Cyprián Lelek, ein führender Vertreter 
der tschechischen Nationalbewegung in Schlesien. Der ka-
tholische Priester, der erst am 12. März 1849 als Vertreter des 
schlesischen Ratibor nachgerückt war, schrieb seinen Kolle-
gen ebenso hoffnungsvoll wie mahnend in das „Parlaments-
album“, einer Art gemeinschaftliches Erinnerungsbuch der 
Volksvertreter: „Man ist nun zu der Überzeugung gekommen, 
dass alle Nationen sich verbinden müssen, um die Zwecke 
der Humanität und des Menschenglückes gemeinschaftlich 
zu fördern. Umso mehr muss dies da stattfinden, wo zwei 
oder mehrere Nationalitäten zu einem Staate vereinigt sind. 
Hier hat nun die Stärkere nicht das Recht, der Schwächeren 
Unrecht zuzufügen.“16 Mit Charles Munchen und Emmanuel 
Servais unterzeichneten zudem zwei französischsprachige 
Abgeordnete aus Luxemburg die Reichsverfassung. 

Der tschechische Abgeordnete Cyprián Lelek 
setzte seine Hoffnung auf einen deutschen 
Rechtsstaat, der auch nationale Minderheiten 
schützen würde.

 „Den nicht deutsch redenden Volksstämmen Deutschlands ist ihre volks-

thümliche Entwickelung gewährleistet, namentlich die Gleichberechtigung 

ihrer Sprachen, so weit deren Gebiete reichen, in dem Kirchenwesen, dem 

Unterrichte, der innern Verwaltung und der Rechtspflege.“

§ 188 der Frankfurter Reichsverfassung
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Seite 16/17:
Noch ohne sichtbare Beschädigungen zeigt 
diese historische Aufnahme von 1928 die erste 
und die dritte (!) Unterschriftenseite der Ver-
fassung – offenbar haben die Herausgeber bei 
der Herstellung des Faksimiles die Vorder- und 
Rückseite vertauscht. Erstunterzeichner ist der 
Präsident Eduard Simson aus Königsberg.
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Das Großherzogtum gehörte seit 1815 zum Deutschen Bund 
und Servais wurde als Bürgermeister und Vorsitzender des 
Staatsrates zu einem der bedeutendsten Politiker seines 
Landes. Auch ein Vertreter des niederländischen Herzog-
tums Limburg unterzeichnete: Jan Lodewijk Scherpenzeel-
Heusch. 

Die Reichsverfassung setzte nicht nur mit Blick auf natio-
nale Minderheiten Standards. In ähnlicher Weise verhieß 
§ 146 die Gleichstellung der Konfessionen und Religionen, 
was insbesondere die von vielen lange ersehnte rechtliche 
Emanzipation der Juden bedeutete: „Durch das religiöse 
Bekenntnis wird der Genuss der bürgerlichen und staats-
bürgerlichen Rechte weder bedingt noch bestärkt. Den 
staatsbürgerlichen Pflichten darf dasselbe keinen Abbruch 
tun.“ Insbesondere der Hamburger Jurist Gabriel Riesser, 
der später der erste jüdische Richter Deutschlands wurde, 
hatte sich in den Debatten energisch dafür eingesetzt, dass 
die Verfassung den Deutschen jüdischen Glaubens einen 
Rechtsanspruch auf gleichberechtigte Teilhabe zusicher-
te. Für die jüdischen Abgeordneten und solche, die einen 
jüdischen Familienhintergrund hatten, mag dieses Gleich-
stellungsversprechen eine besondere Rolle gespielt haben. 
Sie stimmten aber primär zu, weil das Ergebnis ihren 
politischen Überzeugungen entsprach: Neben Riesser und 
dem Berliner Verleger Moritz Veit, die als Vertraute Gagerns 
das Erbkaisertum unterstützten, unterzeichneten auch 
der Schriftsteller Moritz Hartmann aus Böhmen und der 
Buchhändler Wilhelm Levysohn aus Grünberg in Schlesien 
(Zielona Góra) die Verfassung. 

Und das, obwohl beide als entschiedene Linke einen Kaiser 
eigentlich ablehnten. In einem Brief lobte Levysohns Frau 
Philippine ihren Mann dafür, dass er auch Zwänge des 
Parlamentarismus akzeptierte: „Wie Du Dich endlich ent-
schieden hast, erscheint mir ganz gerechtfertigt, Du hast 
das Prinzip gewahrt bis zum letzten Augenblick und dann 
hast Du der Majorität Dich untergeordnet, Gott gebe, dass 
es zum Heile des Vaterlandes sei!“ 17 Weitere jüdischstäm-
mige Abgeordnete, deren Namen sich auf der Urkunde 
finden, waren: Heinrich Simon und dessen Cousin Max 
Simon aus Breslau, Wilhelm Stahl aus Nürnberg, Adolph 
Wiesner aus dem österreichischen Feldsberg und Georg 
Bernhard Simson aus Stargard. Die Unterschrift des promi-
nentesten Abgeordneten mit jüdischem Hintergrund steht 
auf der Urkunde direkt an erster Stelle: Eduard Simson. 
1848 zum Präsidenten der Nationalversammlung gewählt, 
leitete er die Kaiserdeputation, die Anfang April 1849 
König Friedrich Wilhelm IV. vergeblich die Krone antrug. 
Bis zur Reichsgründung 1871 stand er zahlreichen Parla-
menten vor und wurde im Kaiserreich der erste Präsident 
des Reichstages, schließlich Präsident des neu gegründeten 
Reichsgerichts in Leipzig.

Ob der deutsche Nationalstaat auf Grundlage der Reichs-
verfassung vom 28. März 1849 die großen Versprechen an 
Gleichheit und Teilhabe auch eingelöst hätte? Eine Antwort 
darauf bleibt Spekulation. Die Unterzeichner jedenfalls 
setzten all ihre Hoffnung darauf. 

Links:
Das Ehepaar Philippine und Wilhelm Levy-
sohn (um 1839)

Die Unterzeichner der Verfassung stammten 
auch aus Schlesien, Limburg oder Luxemburg
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Die Paulskirchenverfassung – ein geteilter Erinnerungsort

Aus Sicht der Abgeordneten war die Reichsverfassung 
rechtsgültig, was die Pergamenturkunde materiell ver-
bürgte. Auch deshalb beauftragte wohl die Kanzlei der 
Nationalversammlung nicht die Druckerei Krebs-Schmitt, 
sondern eigens den Frankfurter Buchbinder Christian 
Hubaleck damit, einen aufwändigen Einband anzufertigen. 
Der Einband gilt heute als verschollen.

Wie die überlieferte Rechnung zeigt, fasste Hubaleck die 
Verfassung ganz in roten Samt mit einem Seidenmoiré-
Vorsatz. Decke und Vorsatz waren reich vergoldet und 
außerdem „echt schwarz-rot-goldene Bändchen“ ange-
bracht. In der Mitte prangte ein goldener Reichsadler mit 
der Umschrift „Deutsche Reichsverfassung“, dazu kam 
ein Kasten mit Schloss, mit Saffian überzogen, vergoldet 
und mit Seidenzeug gefüttert. Das entsprach sicherlich der 
historischen Bedeutung des Dokuments, hatte aber seinen 
Preis, der offensichtlich vorher so nicht vereinbart wor-
den war. Friedrich Jucho, der als erster Schriftführer die 
finanziellen Ausgaben des Büros verantwortete, weigerte 
sich deshalb zunächst, die geforderten 86 Gulden anzu-
weisen. Erst mehrere Wochen später gab er die Zahlung frei, 
allerdings nur in Höhe von 60 Gulden. Ob der knausrige 
Jucho vielleicht ein Auge zugedrückt hätte, wenn er damals 
geahnt hätte, dass er wegen dieser Urkunde noch mehrfach 
vor Gericht stehen würde?   

Die Aufnahme des prachtvollen Einbands der 
Reichsverfassung hat 1969 ein Fotograf für die 
Deutsche Fotothek angefertigt. Unklar bleibt, 
ob es sich um die Reproduktion eines älteren 
Bildes handelt oder ob der Einband damals 
möglicherweise noch existierte. Heute gilt er 
als verschollen.
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und mit Seidenzeug gefüttert. Das entsprach sicherlich der 
historischen Bedeutung des Dokuments, hatte aber seinen 
Preis, der offensichtlich vorher so nicht vereinbart wor-
den war. Friedrich Jucho, der als erster Schriftführer die 
finanziellen Ausgaben des Büros verantwortete, weigerte 
sich deshalb zunächst, die geforderten 86 Gulden anzu-
weisen. Erst mehrere Wochen später gab er die Zahlung frei, 
allerdings nur in Höhe von 60 Gulden. Ob der knausrige 
Jucho vielleicht ein Auge zugedrückt hätte, wenn er damals 
geahnt hätte, dass er wegen dieser Urkunde noch mehrfach 
vor Gericht stehen würde?   

Am 3. April 1849 hatte der preußische König Friedrich 
Wilhelm IV. die Kaiserkrone abgelehnt. Nur von Seinesglei-
chen, also den Fürsten, und nicht aus den Händen demo-
kratisch legitimierter Volksvertreter hätte er die Kaiser-
würde überhaupt empfangen wollen. Die demokratischen 
und liberalen Abgeordneten versuchten dennoch, ihren 
Beschluss durchzusetzen – und das zunächst mit einigem 
Erfolg. Immerhin 30 Regierungen – das waren drei Viertel 
der deutschen Einzelstaaten – erkannten die Verfassung 
als rechtsgültig an. Gleiches galt für alle Volksvertretungen, 
die darüber abstimmten. Allerdings verweigerten sich – 
neben Österreich – insbesondere die mächtigeren Königrei-
che Preußen, Bayern, Sachsen und Hannover.

Und das Volk? Von Ostfriesland bis Bayern forderten tau-
sende Petitionen und Hunderttausende auf Volksversamm-
lungen die Umsetzung der Reichsverfassung. In Dresden, 
im Rheinland, in Baden und der bayerischen Pfalz entwi-
ckelten sich aus den friedlichen Protesten Aufstände, die 
insbesondere vom preußischen Militär niedergeschlagen 
wurden. Die Mehrheit der Abgeordneten schreckte vor 
einem Aufruf zum offenen Bürgerkrieg zurück. Und je 
geringer die Aussicht auf eine gewaltfreie Lösung wurde, 
desto zahlreicher reichten liberale und gemäßigt demo-
kratische Abgeordnete ihre Austrittserklärungen aus der 
Nationalversammlung ein. 

Die Aufnahme des prachtvollen Einbands der 
Reichsverfassung hat 1969 ein Fotograf für die 
Deutsche Fotothek angefertigt. Unklar bleibt, 
ob es sich um die Reproduktion eines älteren 
Bildes handelt oder ob der Einband damals 
möglicherweise noch existierte. Heute gilt er 
als verschollen.

Seite 22/23:
Die Abgeordneten unterzeichneten die 
Reichsverfassung aus unterschiedlichen Mo-
tiven. Mit ihrer Unterschrift akzeptierten sie 
das Ergebnis der Debatten und verteidigten 
gemeinsam die Legitimation des Parlaments 
gegen die alten Gewalten.
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Am 23. Juli kapitulierten in der Festung Rastatt die letzten 
Revolutionäre. Den Rest der Nationalversammlung, ein 

„Rumpfparlament“, das Ende Mai nach Stuttgart um-
gezogen war, hatte das württembergische Militär bereits 
knapp einen Monat zuvor auseinandergetrieben. Sogar ein 
Unterzeichner der Reichsverfassung fiel den militärischen 
Standgerichten in Rastatt zum Opfer: Der sächsische Abge-
ordnete Wilhelm Adolph von Trützschler wurde zum Tode 
verurteilt und hingerichtet. Andere Abgeordnete wurden 
wegen Hochverrats angeklagt und flohen ins Exil in die 
Schweiz, nach Großbritannien oder über den Atlantik in 
die USA.

Nach dem Scheitern der Revolution wurde die Reichsver-
fassung nicht vergessen. Im Gegenteil. Sie entwickelte sich 
zu einem wichtigen – im doppelten Wortsinn – „geteilten 
Erinnerungsort“ 18, gerade weil sie eine Alternative zum 
autoritären Obrigkeitsstaat bereithielt. Das Gedenken war 
dabei für mehrere politische Richtungen anschlussfähig: 
Liberale erkannten in der parlamentarischen Verfassung-
gebung eine schätzenswerte Tradition, die Sozialdemo-
kraten sahen darin den Ausdruck der Volkssouveränität. 
Kommunisten legten zwar weniger Wert auf die Verfassung 
selbst, hielten jedoch die Beteiligten an den Kämpfen um 
die Reichsverfassung in hohen Ehren. Friedrich Engels, der 
selbst in Baden gekämpft hatte, prägte dafür die Bezeich-
nung „Reichsverfassungskampagne“. Insbesondere das so-
zialistische Geschichtsbild wies ihr einen Ruhmesplatz zu. 
Begleitet wurde die jeweilige Erinnerung lange von Schuld-
zuweisungen. Wechselseitig wurde der Vorwurf erhoben, 
die jeweils andere Seite habe das Scheitern der Revolution 
zu verantworten. Die Originalurkunde der Reichsverfas-
sung, in der sich die Erinnerungen materialisierten, rief 
deshalb starke Emotionen hervor. Zum Teil wurde sie sogar 
wie eine Reliquie verehrt. 

Der Frankfurter Buchbinder Hubaleck stellte 
der Nationalversammlung 86 Gulden für 
den Einband in Rechnung. Friedrich Jucho 
notierte darunter: „Ist über den Preis nichts 
vertragsmäßig festgelegt worden? Oder hat 
man die Arbeit keinem Sachverständigen zur 
Schätzung vorgelegt? Oder kann sie nicht jetzt 
noch taxiert werden? Vor Beantwortung dieser 
Fragen kann ich die Zahlungsanweisung nicht 
ausstellen.“ Die Nationalversammlung zahlte 
letztlich 60 Gulden.
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Der Nachlassverwalter und die fehlende „Nr. 195“

Eine zum Jahreswechsel 1849/50 erschienene Karikatur 
von Ernst Schalck illustriert anschaulich die Lage zu Be-
ginn der Reaktionszeit, die auf die Revolution folgte: 19 Im 
Vordergrund ist der Abgeordnete Friedrich Jucho zu sehen, 
der an einem Abgrund steht. Der kühle Wind aus Berlin 
scheint ihn in die Tiefen zu wehen, aus denen ein Krebs als 
Sinnbild der Reaktion gekrochen kommt. Im Hintergrund 
ist die Silhouette Frankfurts als Sitz der Paulskirche zu er-
kennen. Während die Demokraten in einer Jakobinermütze 
an einem Heißluftballon fliehen, leistet der Linksliberale 
Jucho weiter Widerstand.

Die Zeichnung spielt auf den schnell entbrannten poli-
tischen Streit um das Vermächtnis der ersten deutschen Na-
tionalversammlung an. Die Urschrift der Verfassung sollte 
darin eine Hauptrolle spielen. Und Jucho? Ihn hatte, bevor 
die Nationalversammlung Ende Mai 1849 nach Stuttgart 
umgezogen war, der damalige Präsident, Wilhelm Loewe, 
zum Nachlassverwalter des Parlaments bestimmt. Die 
Hinterlassenschaften in Frankfurt reichten von Akten und 
der Bibliothek über die Raumdekoration bis zum Mobiliar. 
Als Schriftführer, Anwalt und Notar schien der Frankfurter 
Abgeordnete besonders geeignet, um für deren sichere Ver-
wahrung zu sorgen. Nachdem Jucho eine Zeit lang erfolglos 
mit den städtischen Behörden über eine Unterbringung 
im Stadtarchiv verhandelt hatte, schaltete sich bald die 
Bundesversammlung ein. Diese Delegiertenversammlung 
war im Sommer 1851 als oberstes Verfassungsorgan des 
Deutschen Bundes reaktiviert worden – und sie begann 
sogleich damit, die politischen und rechtlichen Ergebnisse 
von 1848/49 zu revidieren. 

Die „Akten, Urkunden und sonstigen Gegenstände“ der 
ehemaligen Nationalversammlung wurden zu Bundesei-
gentum erklärt und der Frankfurter Senat damit beauftragt, 

„nötigenfalls exekutorisch tätig zu werden“, um Jucho zu 
einer Übergabe zu bewegen. 20 Trotz Hausdurchsuchungen 
und verhängten Bußgeldern weigerte sich dieser standhaft. 
Jucho hatte die Politik des Deutschen Bundes bereits am 
eigenen Leib erfahren.

Die verfolgte Verfassung: Friedrich Jucho, der Nationalverein und  
das Vermächtnis der Nationalversammlung
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Als Teilnehmer des Hambacher Fests von 1832 und Oppo-
sitioneller im Vormärz saß er in den 1830er-Jahren wegen 
Hochverrats fünf Jahre im Gefängnis. Wichtiger war aber, 
dass aus seiner Sicht die von den Fürsten beschickte Bun-
desversammlung eben keineswegs Rechtsnachfolgerin des 
demokratisch gewählten Parlaments sein konnte. 

Im Dezember 1851 musste er sich dennoch geschlagen geben. 
Als Nachlassverwalter gab er die in der Paulskirche gelager-
ten Gegenstände heraus – allerdings nur unter förmlichem 
Protest. Er bestritt weiterhin die Berechtigung der Bundes-
versammlung und erklärte: „[...] in diesem Dulden [liegt] 
nicht etwa ein Anerkennen der Gesetzlichkeit des angewen-
deten Verfahrens […], sondern ich protestiere vielmehr, in-
dem ich der Gewalt weiche, gegen dieselbe“. 21 Der Triumph 
der Staatsgewalt war von kurzer Dauer. Denn schnell stellte 
sich heraus, dass etwas fehlte, ausgerechnet das Glanzstück  
 – die Nummer 195 der Inventarliste: „Die auf Pergament ge-
druckte Reichsverfassung mit Originalunterschriften in Samt 
reich gebunden, nebst einem Etui dazu“.

Die verfolgte Verfassung vor Gericht

Für Jucho begann eine Phase langer Rechtsstreitigkeiten. 
Das Frankfurter Polizeiamt forderte ihn auf, die Urkunde 
binnen acht Tagen abzuliefern, verhängte ein hohes Buß-
geld und drohte mit weiteren, wenn er dem nicht nachkom-
me. Der erfahrene Anwalt legte Rechtsmittel dagegen ein 
und es folgten mehrere Strafprozesse. Deren Rechtsgrund-
lage war Artikel 170 der sogenannten Halsgerichtsordnung 
Kaiser Karls V. von 1532, wonach „derjenige, welcher 
anvertrautes Gut veruntreue, einem Diebe gleichzuachten“ 
sei. „Die Subsumtion unter vormoderne Rechtsbestimmun-
gen wirft“, wie der Historiker Christian Jansen hervorhebt, 

„zwar ein bezeichnendes Licht auf das Selbstverständnis 
des Bundestags in der nachrevolutionären Epoche, brachte 
jedoch das Original der Verfassung nicht zurück.“ 22 

Denn noch bevor der Beklagte vor dem „peinlichen Verhör-
amt“ beschwören musste, dass er die Urkunde weder besitze 
noch wisse, wo diese sei, hatte Jucho das Unikat in Sicher-
heit gebracht – nach England. Über seinen Freund Eduard 
Souchay gelangte die Verfassung nach Manchester und dort 
in den Tresor der Handelsfirma Schunck, Souchay & Co. 

Souchay, der das Stück über die Landesgrenzen geschmug-
gelt hatte, freute sich noch in seinen autobiografischen 
Erinnerungen über diesen Coup: „Hierauf nahm ich die 
Verfassung mit nach England und gab sie meinem Schwa-
ger Benecke in Verwahr. Jucho erklärte, die Verfassung sei 
bei Benecke in London und die Polizei machte ein langes 
Gesicht“. 23 In England teilte die Urkunde das Schicksal 
vieler Achtundvierziger-Revolutionäre, die dorthin ins Exil 
geflüchtet waren. Während sie hier vor politischer Verfol-
gung sicher verwahrt blieb, galt für Jucho in der Heimat das 
Gegenteil. Denn das Gericht ließ ihn zwar nicht einsperren, 
entzog ihm aber die Anwaltszulassung. Er hatte es gewagt, 
in seiner Beschwerde anzudeuten, dass das Verfahren nicht 
aus rechtlichen, sondern rein politischen Motiven geführt 
werde. Das Gericht erkannte darin eine strafbare Amtseh-
renbeleidigung. 24 

Die Streitsache „Freie Stadt Frankfurt gegen Dr. Jucho“ 
wurde erst 1854 in letzter Instanz entschieden, durch den 
für Frankfurt zuständigen Oberappellationsgerichtshof 
der vier freien Städte in Lübeck. Überraschend für viele 
revidierten die Richter das Urteil der Vorinstanzen. Das Ge-
richt konnte keine Absicht zur persönlichen Bereicherung 
erkennen und sah den Entzug der Anwaltszulassung als 
unverhältnismäßig an. Es verhängte lediglich eine Geldstra-
fe über 60 Gulden – und das nicht etwa wegen der angeb-
lichen Unterschlagung der Urkunde, sondern wegen der 
Beleidigung des Frankfurter Gerichts. 25 Die Entscheidung 
zugunsten Juchos könnte damit zusammenhängen, dass seit 
1853 Johann Friedrich Kierulff dem Lübecker Gericht vor-
saß – und der verstand Juchos Intentionen möglicherweise 
besser als andere. Als Rostocker Abgeordneter hatte er die 
Verfassungsurkunde im März 1849 selbst unterzeichnet.
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Die Paulskirchenverfassung als politisches Programm

Aus heutiger Sicht stellen sich weitere Fragen: Warum lag 
das Schicksal der Urkunde eigentlich vielen Zeitgenossen 
so sehr am Herzen, obwohl die Verfassung doch geschei-
tert war? Und warum versuchten die staatlichen Stellen so 
energisch, die Verfassung selbst in die Hände zu bekom-
men? Tatsächlich war Jucho keineswegs der einzige, der 
das Vermächtnis der Paulskirche öffentlich verteidigte. An-
fang der 1860er-Jahre konnte sich noch ein großer Teil der 
Demokraten und Liberalen auf den Verfassungskompromiss 
von 1849 verständigen. Zu den damals zähen und klein-
teiligen Versuchen, den Deutschen Bund zu reformieren, 
wirkte die Reichsverfassung wie eine umso glänzendere 
Alternative. 1860 schickte etwa Heinrich Simon aus dem 
Züricher Exil einen „Pfingstgruß an Deutschland“. Darin 
erklärte er die Verfassung zu dem Ziel, um das sich alle 
Vaterlandsfreunde versammeln sollten:

„Sie wurde uns durch die Jahre 1848 und 1849 teuer er-
rungen: Die deutsche Reichsverfassung! Beschlossen von 
dem gesamten deutschen Volke! Seine erste Willenserklä-
rung seit dem Beginn seiner Geschichte und bis heute seine 
letzte Willenserklärung. Sie ist die legitime Fahne Deutsch-
lands und es gibt keine andere, bis das deutsche Volk in 
seinem zweiten Parlamente gesprochen hat“. 26

Johann Friedrich Kierulff, der Präsident des 
Oberappellationsgerichts in Lübeck, hatte 
1849 die Verfassung als Rostocker Abgeordne-
ter in der Paulskirche selbst unterzeichnet

Seite 28:
Der Abgeordnete Jucho war ein bevorzugtes 
Opfer zeitgenössischer Karikaturisten. Hier 
zeichnete ihn Ernst Schalck „Im Sturm der 
Reaktion“.

Seite 30:
In seinem Werk „Das Parlament. 45 Leben für 
die Demokratie“ von 2019 setzte der Comic-
zeichner Simon Schwartz auch Friedrich 
Jucho und die abenteuerliche Geschichte um 
die Originalurkunde neu in Szene

Seite 31:
Das Oberappellationsgericht in Lübeck revi-
dierte 1854 die Verurteilung Juchos
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Im Herbst 1862 bestimmte auch der Deutsche Nationalver-
ein die Paulskirchenverfassung zum Kern seines politischen 
Programms. Der Verein, dem sich viele ehemalige Achtund-
vierziger anschlossen, setzte sich öffentlich für einen frei-
heitlich verfassten Nationalstaat ein. Er erklärte zur Verfas-
sungsfrage: „Dem Rechtsbewusstsein der Nation und ihrem 
Verlangen nach Macht und Freiheit entspricht nur Eines: 
die Ausführung der Reichsverfassung vom 28. März 1849, 
samt Grundrechten und Wahlgesetz, wie sie von den legal 
erwählten Vertretern des Volks beschlossen sind. Auf die 
Verwirklichung dieses Rechts, vor allem auf die Berufung 
eines nach den Vorschriften des Reichswahlgesetzes ge-
wählten Parlaments mit Ernst und Kraft zu dringen, ist die 
Aufgabe der nationalen Partei.“ 27 Wie bereits 1849 fand 
sich ein Teil der Unterstützer im kleindeutschen Zuschnitt 
mit preußischem Erbkaisertum wieder, während andere 
vorrangig die Grundrechte und das Wahlgesetz schätzten. 28 
Der Verein ließ die Verfassung in einer Neuauflage drucken 
und veröffentlichte ein Flugblatt, das ihre Entstehung und 
ihren Inhalt erklärte.

Johann Friedrich Kierulff, der Präsident des 
Oberappellationsgerichts in Lübeck, hatte 
1849 die Verfassung als Rostocker Abgeordne-
ter in der Paulskirche selbst unterzeichnet
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Reichsverfassungsfeiern 1863

Am 28. März 1863, zum 14. Jahrestag, fanden in über drei-
ßig deutschen Städten Reichsverfassungsfeiern statt – zu 
Ehren der „Magna Charta des deutschen Volkes“. Hier zeig-
te sich noch einmal, welche Bedeutung den Unterschriften 
beigemessen wurde. Häufig hielten alte Verfassungsunter-
zeichner, wie Carl-Theodor Welcker, die Festreden. Wer die 
Verfassung 1849 unterzeichnet hatte, von dem erwarteten 
die Anwesenden, dass er zu seiner Unterschrift stand – 
auch noch 14 Jahre später. Allerdings sahen einige der Un-
terzeichner von 1849 die Sache längst anders. Dazu zählten 
so prominente Abgeordnete wie Heinrich von Gagern. Sie 
lehnten einen preußisch dominierten Staat mittlerweile 
ab. Ihnen warfen einzelne Redner auf den Feiern vor, die 
Ideale von 1848/49 zu verraten. Abgeordnete wie der groß-
deutsch gesinnte Republikaner Julius Fröbel wollten sich 
diese Unterstellung nicht gefallen lassen. Fröbels Recht-
fertigung gibt interessante Einblicke in die Zwänge, denen 
sich Abgeordnete im März 1849 ausgesetzt sahen, entgegen 
persönlicher Überzeugungen mit der Unterschrift unter die 
Verfassung die Geschlossenheit des Parlaments gegenüber 
der staatlichen Gewalt zu beweisen – ein kaum aufzulösen-
des Dilemma. 

Seine Unterschrift, so Fröbel, sei damals kein „politisches 
Glaubensbekenntnis“ gewesen und zudem nach dem 
Scheitern der Verfassung obsolet geworden: „Wie ich die 
Sache verstanden habe, bedeutete mein Namen unter dem 
Dokumente nichts anderes als meine Unterordnung unter 
das, was die parlamentarische Versammlung, zu welcher 
ich mitgehörte, entschieden hatte – eine Unterordnung, 
welche von mir keinen Wechsel meiner Überzeugungen 
verlangte, und gestimmt hatte ich gegen die Verfassung.“ 29 
Gerade viele Süddeutsche hielten das Engagement des Na-
tionalvereins für zynisch: Während die Verfassungskämpfer 
von 1849 ihr Leben riskiert hätten, würden die Mitglieder 
des Nationalvereins nur auf das Wohl des preußischen 
Königs anstoßen.

Diese Art ‚gelebter‘ Verfassungstradition wirkte zugleich 
integrierend und spaltend – aber die Agitation hielt die 
Erinnerung an 1848/49 lebendig. Vor allem galt das für das 
1849 erarbeitete Wahlgesetz. Bismarck hatte es im Zuge 
der Reichseinigung für die Wahlen zum deutschen Reichs-
tag übernommen. Seit 1867 bildete es – zunächst für den 
Norddeutschen Bund, später auch für das Kaiserreich – die 
Grundlage der Reichstagswahlen. Als allgemeines, gleiches 
und direktes (Männer-)Wahlrecht war es – noch immer – 
weit fortschrittlicher als in den meisten anderen Staaten. Die 
Übernahme der revolutionären Wahlrechtsbestimmungen 
folgte dabei nicht nur strategischen Erwägungen Bismarcks, 
wie häufig angenommen wird. Der Kanzler konnte mit dem 
Bezug auf 1848/49 darauf hoffen, Liberale für sich einzu-
nehmen, und gleichzeitig durch das allgemeine Wahlrecht 
auf die vornehmlich konservativen Stimmen in der Bauern-
schaft setzen. Das Wahlrecht bedeutete aber eben auch einen 
Erfolg der Nationalbewegung. Denn sie hatte den preußi-
schen Ministerpräsidenten beharrlich dazu gedrängt. 30

Aus Sicht der Münchner Satirezeitschrift 
„Punsch“ hatten die Verfassungskämpfer von 
1849 ihr Leben riskiert. Die Mitglieder des 
Nationalvereins feierten in den 1860er-Jahren 
die Verfassung dagegen mit Festessen und 
Trinksprüchen.
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und direktes (Männer-)Wahlrecht war es – noch immer – 
weit fortschrittlicher als in den meisten anderen Staaten. Die 
Übernahme der revolutionären Wahlrechtsbestimmungen 
folgte dabei nicht nur strategischen Erwägungen Bismarcks, 
wie häufig angenommen wird. Der Kanzler konnte mit dem 
Bezug auf 1848/49 darauf hoffen, Liberale für sich einzu-
nehmen, und gleichzeitig durch das allgemeine Wahlrecht 
auf die vornehmlich konservativen Stimmen in der Bauern-
schaft setzen. Das Wahlrecht bedeutete aber eben auch einen 
Erfolg der Nationalbewegung. Denn sie hatte den preußi-
schen Ministerpräsidenten beharrlich dazu gedrängt. 30

Aus Sicht der Münchner Satirezeitschrift 
„Punsch“ hatten die Verfassungskämpfer von 
1849 ihr Leben riskiert. Die Mitglieder des 
Nationalvereins feierten in den 1860er-Jahren 
die Verfassung dagegen mit Festessen und 
Trinksprüchen.
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Wie die Urkunde in den Reichstag kam

1866 verlor Österreich den Streit um die Vorherrschaft in 
Deutschland gegen Preußen. Der Deutsche Bund zerbrach 
und Preußen gründete mit seinen Verbündeten den Nord-
deutschen Bund. Mit dem Ende der Bundesversammlung 
musste auch Friedrich Jucho keine weiteren Repressa-
lien mehr fürchten und ließ die Verfassungsurkunde aus 
England zurückholen. Als Anhänger der Einigungspolitik 
Bismarcks sah er im März 1870 den geeigneten Moment ge-
kommen, um sich von dem Dokument zu trennen. Er sand-
te es an den Präsidenten des Norddeutschen Reichstags, 
der „gewissermaßen eine lebendige Brücke zwischen der 
Paulskirche und dem neuen Berliner Parlament bildete“ 31: 
Eduard Simson. 

Eduard (von) Simson, Präsident der National-
versammlung 1849 und erster Reichstags-
präsident. Marmorbüste, Rudolf Siemering 
(1835-1905) zugeschrieben. 1967 gestiftet von 
Urenkel Otto von Simson.
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1866 verlor Österreich den Streit um die Vorherrschaft in 
Deutschland gegen Preußen. Der Deutsche Bund zerbrach 
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deutschen Bund. Mit dem Ende der Bundesversammlung 
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lien mehr fürchten und ließ die Verfassungsurkunde aus 
England zurückholen. Als Anhänger der Einigungspolitik 
Bismarcks sah er im März 1870 den geeigneten Moment ge-
kommen, um sich von dem Dokument zu trennen. Er sand-
te es an den Präsidenten des Norddeutschen Reichstags, 
der „gewissermaßen eine lebendige Brücke zwischen der 
Paulskirche und dem neuen Berliner Parlament bildete“ 31: 
Eduard Simson. 

Im Begleitbrief erklärte er, der „Hohe Reichstag des Nord-
deutschen Bundes“ sei zwar „nicht der Rechtsnachfolger 
der deutschen Nationalversammlung, doch unzweifelhaft 
der gesetzliche Vertreter des weitaus größten Teiles des 
deutschen Volkes“ und bat darum, die Reichsverfassung in 
das Archiv des Reichstags zu übernehmen. 32 Simson, der – 
woran Jucho explizit erinnerte – die Urkunde an erster 
Stelle unterzeichnet hatte, zeigte sich hocherfreut. Er teilte 
dem Plenum die Übergabe mit und dankte dem ehemali-
gen Schriftführer im Namen des Hauses für die Urkunde, 

„für deren sichere Aufbewahrung Sie mit so großer Treue 
und Hingabe Sorge getragen haben.“33 Wenige Tage später 
konnten sich auch die Presse und Besucher ein eigenes 
Bild vom „stattliche[n] Foliant[en]“ machen, der mit dem 
goldenen Reichsadler und den schwarz-rot-goldenen Bän-
dern beeindruckte. 34 Die Urkunde lag in den Räumen des 
preußischen Herrenhauses in der Leipziger Straße aus, wo 
in diesen Jahren auch der Norddeutsche Reichstag tagte.

Eduard (von) Simson, Präsident der National-
versammlung 1849 und erster Reichstags-
präsident. Marmorbüste, Rudolf Siemering 
(1835-1905) zugeschrieben. 1967 gestiftet von 
Urenkel Otto von Simson.
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Seite 38/39/40:
Am 10. März 1870 übersandte Jucho die Ver-
fassungsurkunde an den damaligen Präsiden-
ten des Norddeutschen Reichstags, Eduard 
Simson. Dabei erinnerte er an die Gerichtsver-
fahren, die er in den 1850er-Jahren durchge-
macht hatte. Als alter Parlamentskollege von 
1848/49 nutzte er die Gelegenheit, Simson 

„außer der Versicherung meiner aufrichtigen 
Verehrung herzlichen Gruß zu schicken.“
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Vom umstrittenen zum verblassenden Erbe von 1848/49

Die prominente öffentliche Präsentation der Verfassung 
suggerierte, dass die bismarcksche Einigungspolitik um-
setzte, was dem Paulskirchenparlament 1849 nicht gelungen 
war – eine Deutung, die nicht unwidersprochen blieb. Viel-
mehr griff etwa der Pfälzer Georg Friedrich Kolb, einer der 
Unterzeichner der Verfassung und zudem ein entschiedener 
Gegner Bismarcks, Jucho in der „Frankfurter Zeitung“ scharf 
an. Es liege „eine furchtbare Ironie“ darin, dass ein „verlore-
ner Sohn von 1849 […] dem nordbündlerischen Bundestage 
die grundrechtliche magna charta der deutschen Nation“ 
ausgehändigt habe. 35 Aus Sicht der föderalistisch und 
demokratisch gesinnten Gegner Bismarcks erwies sich Jucho 
als Helfershelfer dabei, nicht nur die Verfassung von 1849 
zu „zerreißen“, sondern damit zugleich die Nation zu teilen. 
Jucho revanchierte sich seinerseits damit, seinen Kritikern 
öffentlich vorzuwerfen, sich „vaterlandslos“ zu verhal-
ten. Christian Jansen wertet das als ein deutliches Zeichen 
dafür, dass im herrschenden politischen Diskurs „seit 1866 
die Ideen von 1848 – Einheit, Macht und Freiheit – […] als 
miteinander unvereinbar angesehen wurden.“ 36 Bismarck 
schmiedete 1870/71 die Einheit bekanntlich mit „Blut und 
Eisen“. Die ersehnte Freiheit blieb dabei für viele, die sich in 
der Nationalbewegung engagiert hatten, auf der Strecke. 

Im neuen Kaiserreich blieb die Erinnerung an 1848/49 mar-
ginalisiert, sie war eine Randerscheinung. Der in Denkmäler 
gegossene und an Jahrestagen gefeierte offizielle Gründungs-
mythos inszenierte Bismarck als genialen Gründer eines Rei-
ches, das Soldaten auf den Schlachtfeldern von Königgrätz 
und Sedan erkämpft hatten. Das revolutionäre und parla-
mentarische Erbe von 1848/49 stand quer dazu und wurde 
staatlicherseits weitgehend ausgeblendet. In gewisser Weise 
entsprach dem auch, wie der Reichstag in den kommenden 
Jahrzehnten mit der originalen Verfassungsurkunde umging. 
Sie verblieb wohlbehütet, aber weitgehend unbeachtet im 
Zimmer des Parlamentspräsidenten, und selbst wenn sich 
Wissenschaftler für das kostbare Stück interessierten, wur-
den sie zumeist abgewiesen. Erst als Deutschland 1918 eine 
Republik wurde, änderte sich dies wieder.
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Im Gegensatz zum Kaiserreich berief sich die junge Re-
publik explizit auf das „Erbe von 1848/49“. Sie knüpfte 
verfassungsrechtlich, politisch und nicht zuletzt symbo-
lisch an diese Tradition an. Am deutlichsten brachte das 
die Entscheidung der Weimarer Nationalversammlung 
am 3. Juli 1919 zum Ausdruck, Schwarz-Rot-Gold als die 
Trikolore der Revolution zu den neuen Nationalfarben 
zu erklären. Unumstritten war das allerdings keineswegs. 
Insbesondere die monarchistischen Gegner der Republik 
bekannten sich weiterhin zum Schwarz-Weiß-Rot des 
Kaiserreichs. Der Kampf um Demokratie, Parlamentarismus 
und Republik, der die Weimarer Zeit kennzeichnete, war 
immer auch ein Streit um politische Symbole – und der 

„Flaggenstreit“ der 1920er-Jahre eine Auseinandersetzung 
um Prinzipien. 

Die ausgestellte und gestohlene Verfassung: „Pressa“ in Köln 1928 und  
Diebstahl aus der Reichstagsbibliothek 
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Die Anhänger der Republik setzten eigene Akzente. Im 
neu geschaffenen Amt des Reichskunstwarts, einer frühen 
Form des Kulturstaatsministers, kümmerte sich Edwin 
Redslob um die nationale Kulturpolitik und Fragen der 
staatlichen Inszenierung. Er verantwortete die „Formge-
bung des Reichs“, von den jährlichen Verfassungsfeiern am 
11. August bis zur künstlerischen Gestaltung des Reichad-
lers, der Siegel, Münzen – und nicht zuletzt der umstritte-
nen Flaggen. Die Farben der Revolution als demokratisches 
Leitmotiv: Nirgends wird das deutlicher als im Wehrver-
band „Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold“. 

Darin schlossen sich 1924 Sozialdemokraten, Liberale und 
auch Katholiken zusammen, um die parlamentarische De-
mokratie gegenüber den inneren Feinden der Republik zu 
verteidigen. Bereits ein Jahr zuvor, am 18. Mai 1923, hatte 
das demokratische Deutschland der Eröffnung der Natio-
nalversammlung vor 75 Jahren gedacht. Mit einem Festakt 
im Frankfurter Römer stellten sich die staatlichen Vertreter 
in die Tradition von 1848/49. Die Festrede in der Pauls-
kirche hielt das Staatsoberhaupt, der sozialdemokratische 
Reichspräsident Friedrich Ebert.

Seite 42:
Reichspräsident Friedrich Ebert hielt 
am 18. Mai 1923 – zum 75. Jahrestag der 
Eröffnung der Nationalversammlung – die 
Festansprache in der Paulskirche
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Wie der Stempel der Reichstagsbibliothek auf die  
Urkunde kam

Und die Verfassungsurkunde? Sie erhält in diesen Jahren  
ihren auffälligen Stempel der Reichstagsbibliothek. Im 
Kontext des skizzierten Prinzipienstreits schimmert selbst 
in diesem bloßen Verwaltungsakt eine politische Dimension 
durch. Seit 1870 hatte die Reichsverfassung die Abgeord-
neten von einem parlamentarischen Schauplatz in Berlin 
zum nächsten begleitet: von den Räumen des preußischen 
Herrenhauses in der Leipziger Straße 3 in das Gebäude des 
Abgeordnetenhauses in der Leipziger Straße 75. Von der 
zum provisorischen Reichstagsgebäude umgebauten alten 
Porzellanmanufaktur in der Leipziger Straße 4 gelangte sie 
schließlich 1894 in das von Paul Wallot entworfene Reichs-
tagsgebäude am heutigen Platz der Republik. Die Urkunde 
blieb dabei 50 Jahre im Büro des Reichstagspräsidenten.37

Warum verfügte dann am 28. Oktober 1924 der Direktor 
beim Reichstag, Reinhold Galle, die Verfassung an die 
Bibliothek abzugeben? Darüber lässt sich nur spekulieren. 
Die überlieferte Abgabeliste zeigt, dass gemeinsam mit der 
Paulskirchenverfassung eine ganze Reihe anderer Druck-
schriften und Bücher in die Bibliothek verbracht wurden.38 
Möglicherweise handelte es sich also um eine simple Auf-
räumaktion im Präsidentenbüro. Aber selbst dann könnte 
sie einen politischen Hintergrund gehabt haben. Denn nur 
für wenige Monate, von Mai 1924 bis Januar 1925, war 
nicht der Sozialdemokrat Paul Löbe Präsident des Reichs-
tags, sondern Max Wallraf von der rechten Deutschnatio-
nalen Volkspartei (DNVP). Im Gegensatz zu Löbe war der 
neue Präsident ein glühender Bismarckverehrer und als 
erklärter Verfechter von Schwarz-Weiß-Rot bekannt. 39 Auf 
die schwarz-rot-goldene Urkunde in seinem Schrank legte 
er sicherlich keinen besonderen Wert. Das gilt in gewisser 
Weise auch für den zwar pflichtbewussten, aber doch etwas 
gedankenlosen Bibliothekar. Denn der drückte seinen 
Stempel einfach auf die Titelseite des Neuzugangs, als habe 
er ein ganz normales Buch vor sich und kein historisches 
Unikat. 40 Immerhin: Kurz darauf fand das wertvolle Objekt 
doch noch einmal das Licht der breiten Öffentlichkeit – 
allerdings nicht in Berlin, sondern in Köln.
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Kulturschau am Rhein: Die „Pressa“ 1928 in Köln

Nach dem verlorenen Weltkrieg suchte die junge Republik 
nach Wegen, sich auf internationaler Ebene zu rehabili-
tieren und Vorbehalte in den Nachbarländern gegenüber 
Deutschland abzubauen. Ein sichtbarer Erfolg dieser soge-
nannten Verständigungspolitik unter Außenminister Gustav 
Stresemann war es, dass 1926 Deutschland dem 1919 ge-
gründeten Völkerbund beitreten konnte. Unter dem Motto 
der Völkerverständigung stand auch die internationale 
Presseausstellung in Köln, die von Mai bis Oktober 1928 
immerhin fünf Millionen Besucher an die Rheinpromenade 
lockte. 41 1500 Aussteller aus 43 Ländern widmeten sich 
auf der „Pressa“ verschiedensten Aspekten der Geschich-
te, Gegenwart und Bedeutung von Presse und Medien. 
Treibende Kraft hinter dem Spektakel war der damalige 
Oberbürgermeister Kölns und spätere erste Bundeskanzler 
Konrad Adenauer. 

Unter den 43 Nationen, die die Gelegenheit nutzten, sich im 
neugebauten „Staatenhaus“ der Öffentlichkeit zu präsen-
tieren, beeindruckte besonders der sowjetische Pavillon. Er 
verzichtete weitgehend auf Papierexponate und setzte statt-
dessen auf großflächige Bilder und eine avantgardistische 
Filminstallation des Künstlers El Lissitzky. Demgegenüber 
gab sich die Reichsregierung geradezu bescheiden. In der 
Sonderausstellung „Reichspublizistik und Presse“ boten die 
Reichsministerien und reichsunmittelbaren Behörden vor 
allem einen Überblick über ihre Druckerzeugnisse. Wie der 
Kunsthistoriker Roland Jaeger betont, vermittelte der Aus-
stellungsraum „eher den Eindruck einer braven Pflichtprä-
sentation, deren Inszenierung eher musealen als medialen 
Charakter hatte.“ 42 Es lohnt sich dennoch, etwas genauer 
hinzusehen. Denn hier wurde die Verfassungsurkunde von 
1849 zum ersten Mal einer breiten Öffentlichkeit gezeigt.

Der Kölner Oberbürgermeister Konrad Ade-
nauer auf dem Weg zur Eröffnung der „Pressa“
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dessen auf großflächige Bilder und eine avantgardistische 
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Reichsministerien und reichsunmittelbaren Behörden vor 
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Kunsthistoriker Roland Jaeger betont, vermittelte der Aus-
stellungsraum „eher den Eindruck einer braven Pflichtprä-
sentation, deren Inszenierung eher musealen als medialen 
Charakter hatte.“ 42 Es lohnt sich dennoch, etwas genauer 
hinzusehen. Denn hier wurde die Verfassungsurkunde von 
1849 zum ersten Mal einer breiten Öffentlichkeit gezeigt.

Der Ausstellungsraum der Reichsregierung

Untergebracht war die Sonderausstellung nicht im Staaten-
haus, sondern auf der zweiten Etage der ehemaligen Küras-
sierkaserne am Rheinufer. Sie war zu einem Museumsbau 
umgestaltet worden. Im Zentrum des größten Raumes stand 
der Beitrag des Reichsarchivs, das in mehreren Vitrinen Ori-
ginaldokumente zur deutschen Verfassungsentwicklung seit 
1815 präsentierte. Nicht nur die ausländischen, sondern auch 
die deutschen Besucher bekamen hier zum ersten Mal Origi-
naldokumente zu sehen, die die Archive jahrzehntelang sorg-
sam verwahrt hatten. Auf Fotografien ist zu erkennen, dass in 
dieser Inszenierung die prachtvolle Verfassungsurkunde von 
1849 schon optisch eine besondere Rolle spielte – sie hob 
sich markant von den anderen Dokumenten ab.

Umrahmt wurde diese historische Schau von Büsten be-
kannter Persönlichkeiten, die jeweils für bestimmte Zeitab-
schnitte standen: der Freiherr vom Stein für die „Befreiungs-
kriege“ bis 1815, Friedrich Christoph Dahlmann für die 
Nationalversammlung 1848/49, daneben Eduard (seit 1888: 
von) Simson, „der die Brücke schlägt in die Jahre der Ver-
wirklichung des deutschen Einheitsgedankens, in denen er 
Präsident des ersten Deutschen Reichstags war.“43 Dann folg-
ten Otto von Bismarck als Reichsgründer und der führende 
Kopf der Nationalliberalen, Rudolf von Bennigsen, „als 
Vertreter der Parlamentsgeschichte des jungen Kaiserreichs“. 
Schließlich: Reichspräsident Friedrich Ebert, der die Verfas-
sungsurkunde von 1919 unterzeichnet hatte. In der Mitte des 
Raumes stand die Büste des aktuellen Staatsoberhaupts Paul 
von Hindenburg. Er war zugleich Schirmherr der Pressa.  

Die Verbindung zur Gegenwart stellten zusätzlich die Arbei-
ten und Entwürfe zu den Symbolen der Republik her, die 
Reichskunstwart Edwin Redslob in den Wandvitrinen aus-
stellte. Das Raumprogramm aus Büsten und Ausstellungs-
stücken entwarf damit eine lange historische Traditionslinie, 
in die sich die junge Republik stellte. Sogar die Wände 
und Fenster unterstrichen dieses Selbstverständnis. Denn 
der Raum war weit weniger schlicht gehalten, als es die 
Schwarz-Weiß-Aufnahmen annehmen lassen.

Der Kölner Oberbürgermeister Konrad Ade-
nauer auf dem Weg zur Eröffnung der „Pressa“
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Der Ausstellungsraum der Reichsregierung 
widmete sich dem Thema „Reichspublizistik 
und Presse“. Auf den Bildern gut zu erkennen 
sind die Büsten, das eigens gestaltete Fenster 
des Grafikers Ernst Böhm und Adler an den 
Wänden. Der prächtige Einband der Reichsver-
fassung von 1849 ist in einer Vitrine deutlich 
sichtbar.
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Die Wände waren mit rotem Leinen überzogen, auf denen 
über 3000 einzeln angebrachte goldene Adler glänzten. In 
Schwarz-Rot-Gold gehalten war außerdem ein vom Grafiker 
Ernst Böhm eigens gestaltetes Fenster in Kirchenglasoptik. 
Es zeigte einen Reichsadler, umgeben von den Worten der 
Verfassungspräambel von 1919: „Das Deutsche Volk, einig 
in seinen Stämmen und von dem Willen beseelt, sein Reich 
in Freiheit und Gerechtigkeit zu erneuern und zu festigen, 
dem inneren und dem äußeren Frieden zu dienen und den 
gesellschaftlichen Fortschritt zu fördern, hat sich diese Ver-
fassung gegeben.“

Republik oder Reich? Reichstag oder Reichsarchiv? 

Republikanisches Selbstbewusstsein, parlamentarische 
Traditionen und Versöhnungsbereitschaft: diese Leitmo-
tive lassen sich in Redslobs Inszenierung erkennen. Aber 
es ist nicht die einzige mögliche Lesart des Raumes. Das 
Reichsarchiv, das sich die Paulskirchenverfassung für die 
Ausstellung vom Reichstag ausgeliehen hatte, verfolgte 
mit der Zusammenstellung der Exponate eine ganz andere 
Intention als der Reichskunstwart. Nicht die schwarz-rot-
goldene Republik, sondern vielmehr der „Reichsgedan-
ke“ stand hierbei im Fokus. Einer der Organisatoren des 
Reichsarchivs schilderte den gewünschten Eindruck auf 
die Besucher so: 

„Es sind die Meilensteine auf dem dornigen Weg der Deut-
schen zur Einheit und Freiheit. Von der Wiener Bundesakte 
1815 an über […] die Verfassungsdokumente der Jahre 1848 
und 1849, der Zeit des Norddeutschen Bundes und des Kai-
serreichs bis hin zur Weimarer Urkunde von 1919 […] wird 
der Besucher der Ausstellung die Originalfassungen und 
Entwürfe der Bundes- und Reichsverfassungen in ihrer ge-
schichtlichen Abfolge nebeneinander sehen. […] Rote Samt-
einbände, goldene und silberne Kapseln, Pergamentdrucke 
mit Unterschriften und Siegeln beginnen die Reihe. […] 

Des Reiches Not spricht beredt aus den unscheinbaren 
Verfassungsdokumenten der Jahre 1918 und 1919, deren 
einziger Schmuck des ersten Reichspräsidenten Friedrich 
Ebert einfache, aber markante Unterschrift ist. Bis endlich 
das neue Reich auch äußerlich seine Form gefunden hat 
und der mächtige Namenszug des Reichspräsidenten v. 
Hindenburg würdige Urkunden dekoriert.“44

Die papierlastige und auf den ersten Blick harmlos wir-
kende Präsentation des Reichsarchivs erzählt also über 
die Ausstattung der präsentierten Dokumente eine natio-
nalistisch angehauchte deutsche Verfalls- und Leidens-
geschichte, die erst mit dem Generalfeldmarschall an der 
Staatsspitze wieder ihre glückliche Wendung erfährt. Diese 
Erzählung passte nun allerdings nicht nur schlecht zum 
republikanischen Ansatz des Reichskunstwarts, sondern 
unterlief auch subtil den Gedanken der Völkerverständi-
gung. Hier zeigt sich: Exponate sind zunächst nur Objekte. 
Ihre Zusammenstellung macht den Unterschied und ent-
wirft erst eine Geschichte. Wie unterschiedlich sich darin 
Exponate interpretieren lassen und wie leicht sie instru-
mentalisiert werden können, um politische Botschaften zu 
vermitteln, davon vermittelt die Pressa einen Eindruck. 

Mit dem Ende der Pressa kehrte die Verfassung in die 
Reichstagsbibliothek zurück. Die Ausstellung hinterließ 
nachhaltig Eindruck. Denn die Mitarbeiter des Reichsar-
chivs hatten von nun an ein Auge auf das einmalige Objekt 
geworfen, das aus archivalischer Sicht in ihre Obhut ge-
hörte. Das erst 1919 gegründete Reichsarchiv hatte mit der 
erfolgreichen Kölner Schau gelernt, dass es sich mit Aus-
stellungen öffentlich profilieren konnte und konzipierte da-
raufhin eine eigene Dauerausstellung. 45 Beides führte dazu, 
dass die Potsdamer Archivare Anspruch auf die Verfassung 
erhoben – und darin bald bestärkt wurden. Denn im Herbst 
1930 war die Urkunde plötzlich verschwunden.

Das Reichsarchiv hatte sich mithilfe des 
Reichsinnenministers die Verfassungsurkun-
de für die „Pressa“ ausgeliehen. Reichstags-
präsident Löbe gab das wertvolle Pergament 
nur ungern aus dem Haus, wie der ungewöhn-
liche Briefwechsel zur Leihgabe zeigt. Denn 
obwohl Direktor Galle der Ausleihe bereits im 
Namen des Reichstags zugestimmt hatte, teilte 
Löbe dem Innenminister wenige Tage später 
noch einmal höchstpersönlich mit, dass er 
die Urschrift der Paulskirchenverfassung zur 
Verfügung stelle – und ergänzte: „unter der 
Voraussetzung, dass für den Transport des 
wertvollen Gegenstandes besondere Siche-
rungsmaßnahmen getroffen werden.“
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gesellschaftlichen Fortschritt zu fördern, hat sich diese Ver-
fassung gegeben.“

Republik oder Reich? Reichstag oder Reichsarchiv? 

Republikanisches Selbstbewusstsein, parlamentarische 
Traditionen und Versöhnungsbereitschaft: diese Leitmo-
tive lassen sich in Redslobs Inszenierung erkennen. Aber 
es ist nicht die einzige mögliche Lesart des Raumes. Das 
Reichsarchiv, das sich die Paulskirchenverfassung für die 
Ausstellung vom Reichstag ausgeliehen hatte, verfolgte 
mit der Zusammenstellung der Exponate eine ganz andere 
Intention als der Reichskunstwart. Nicht die schwarz-rot-
goldene Republik, sondern vielmehr der „Reichsgedan-
ke“ stand hierbei im Fokus. Einer der Organisatoren des 
Reichsarchivs schilderte den gewünschten Eindruck auf 
die Besucher so: 

„Es sind die Meilensteine auf dem dornigen Weg der Deut-
schen zur Einheit und Freiheit. Von der Wiener Bundesakte 
1815 an über […] die Verfassungsdokumente der Jahre 1848 
und 1849, der Zeit des Norddeutschen Bundes und des Kai-
serreichs bis hin zur Weimarer Urkunde von 1919 […] wird 
der Besucher der Ausstellung die Originalfassungen und 
Entwürfe der Bundes- und Reichsverfassungen in ihrer ge-
schichtlichen Abfolge nebeneinander sehen. […] Rote Samt-
einbände, goldene und silberne Kapseln, Pergamentdrucke 
mit Unterschriften und Siegeln beginnen die Reihe. […] 

Das Reichsarchiv hatte sich mithilfe des 
Reichsinnenministers die Verfassungsurkun-
de für die „Pressa“ ausgeliehen. Reichstags-
präsident Löbe gab das wertvolle Pergament 
nur ungern aus dem Haus, wie der ungewöhn-
liche Briefwechsel zur Leihgabe zeigt. Denn 
obwohl Direktor Galle der Ausleihe bereits im 
Namen des Reichstags zugestimmt hatte, teilte 
Löbe dem Innenminister wenige Tage später 
noch einmal höchstpersönlich mit, dass er 
die Urschrift der Paulskirchenverfassung zur 
Verfügung stelle – und ergänzte: „unter der 
Voraussetzung, dass für den Transport des 
wertvollen Gegenstandes besondere Siche-
rungsmaßnahmen getroffen werden.“
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Blick in die Reichstagsbibliothek um 1930
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Im November 1930 berichtete die Berliner 
Presse ausführlich über den Diebstahl der Ver-
fassungsurkunde aus der Reichstags bibliothek. 
Während die „Volks-Zeitung“ ihren Lesern 
den Tatort zeigt, druckt die „Rote Fahne“ ein 
Bild der ersten Unterschriftenseite.
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Diebstahl in der Reichstagsbibliothek

Als am 25. Oktober 1930 ein Bibliothekar die Urkunde her-
vorholen wollte, weil sie für ein Buchprojekt über die Ge-
schichte des Reichstags gebraucht wurde, staunte er nicht 
schlecht: Der Schrank, in dem das wertvolle Stück verstaut 
war, war leer. Der Direktor der Bibliothek informierte um-
gehend die Polizei. Für Hinweise zum Diebstahl wurde 
eine Belohnung in Höhe von immerhin 1000 Reichsmark 
ausgesetzt. Der aufsehenerregende Diebstahl der Reichsver-
fassung erhitzte die Gemüter – und das so sehr, dass sich 
die KPD-nahe „Rote Fahne“ über die Reaktion der sozialde-
mokratischen und liberalen Blätter lustig machte: 

„Malheur! Malheur! Aus der Bibliothek des Reichstages ist 
die Urkunde der Verfassung des Deutschen Reiches von 
1848 [,,,] verschwunden. […] Demokraten und Sozialde-
mokraten schreien, als wenn sie am Spieße steckten. ‚Nu, 
wenn schon.‘ sagt der Arbeiter, ‚unsere Verfassung war es 
nicht! Die Rechte der 48ziger und der Weimarer Reichsver-
fassung sind den Arbeitern schon längst geklaut, was nützt 
uns dann noch die Urkunde? Lass ihn glücklich damit 
werden!“46 

Selbst die Leser der Londoner „Times“ erfuhren am 
3. November 1930 vom Diebstahl der Paulskirchenverfas-
sung. Über die Hintergründe des Kriminalfalls schwirrten 
bald wilde Theorien durch die Berliner Presse. Dass der 
Täter ein exzentrischer Sammler aus der Schweiz oder den 
USA gewesen sein müsse, war eine davon. Immerhin ließ 
sich ein historisches Unikat nur schlecht als Hehlerware 
verkaufen. Als die Ermittler über den noch jungen Rund-
funk einen Aufruf verbreiteten, gingen noch ganz andere 
Vermutungen bei der Berliner Polizei ein. Ein Zeuge mut-
maßte, sein Nachbar, ein Mitarbeiter des Reichstagsarchivs, 
könnte etwas damit zu tun haben. Er habe sich verdächtig 
verhalten und sei eiligst abgereist. Ein anderer Tipp stamm-
te von einer Person, die sich als ehemaliger Spion „M10“ 
ausgab. Aus seiner ‚professionellen‘ Sicht steckte ganz 
sicher eine ausländische Regierung dahinter. 

Die polizeilichen Ermittlungen gingen jedoch in eine an-
dere Richtung – und sie waren schließlich erfolgreich. Auf 
Grundlage der Akten im Berliner Landesarchiv lässt sich 
der Fall rekonstruieren.47 

Tatsächlich hatte der Diebstahl bereits Wochen früher, in 
der Nacht zum 25. Juli 1930, stattgefunden. Zwei Männer 
hatten sich im Reichstagsgebäude versteckt und über Nacht 
einschließen lassen, um – so erklärte es einer der Diebe 
später – für die KPD belastendes Material über die NSDAP 
zu beschaffen. Die Partei bestritt das allerdings vehement.48 
Wahrscheinlicher ist, dass es die Diebe in erster Linie auf 
schnelle und leichte Beute abgesehen hatten. In den an die 
Bibliothek angrenzenden Räumen brachen sie ziemlich 
wahllos Schubladen auf und steckten vor allem die Wert-
gegenstände der Mitarbeiter ein: Silber und Uhren, selbst 
einen Ehering. Den Schrank, in dem die Urkunde verwahrt 
war, mussten die Einbrecher nicht einmal mit Gewalt öff-
nen. Den Schlüssel dazu fanden sie im Nachbarzimmer. Es 
handelte sich dabei auch nicht etwa um einen Tresor, son-
dern um einen ganz gewöhnlichen Schrank. Er diente den 
Bibliothekaren als eine Art ‚Giftschrank‘, in dem sie Gegen-
stände aufbewahrten, die sie aus konservatorischer Sicht 
oder aus ‚sittlichen‘ Gründen nicht in den öffentlich zu-
gänglichen Regalen des Lesesaals auslegen wollten. Neben 
der Urkunde und Fotografien davon sowie einer Sammlung 
von mehreren hundert zeitgenössischen Bildern und Kari-
katuren aus der 48er-Revolution blieb hier etwa auch die 

„Sittengeschichte des Weltkrieges“ des Sexualwissenschaft-
lers Magnus Hirschfeld vor allzu neugierigen Blicken der 
Bibliotheksnutzer geschützt. Der Diebstahl war lange nicht 
bemerkt worden, weil der Schrank unbeschädigt geblieben 
und auch wieder verschlossen worden war. In den Morgen-
stunden hatten die Diebe vollgepackt und unbehelligt das 
Reichstagsgebäude durch den Nordeingang verlassen und 
waren über den Lehrter Bahnhof verschwunden.

Die Polizei fahndete international nach der 
Urkunde und dem Dieb. Auf Deutsch und 
Französisch wies sie Antiquitätenhändler, 
Museen und Bibliotheken auf den Diebstahl 
der Verfassungsurkunde hin.
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Der „Reichstagsdieb“ Walter Wohlgemuth

Die Ermittler hatten schnell einen Hauptverdächtigten. Der 
Mann hatte versucht, Silber aus dem Beutegut an einen 
Pfandleiher zu verkaufen. Für die Berliner Polizei war der 
mutmaßliche Täter ein alter Bekannter: Sie fahndete nach 
dem Kunstmaler Walter Wohlgemuth, 39 Jahre alt und aus 
Königsberg stammend, laut Fahndungsaufruf 171 cm groß, 
untersetzt, dunkelblondes Haar, glattrasiert, Brillenträger. 
Der adrett gekleidete Mann, den das Fahndungsfoto zeigt, 
war erst vor Kurzem aus dem Gefängnis entlassen worden. 
Für einen spektakulären Einbruch in die Königsberger 
Schlossgalerie, kleinere Diebstähle und Hehlerei hatte er 
mehrere Jahre hinter Gittern verbracht. Als ihm die Be-
hörden auf die Spur kamen, hatte Wohlgemuth die Stadt 
allerdings bereits verlassen und versuchte in der Schweiz, 
einen Käufer für die Verfassungsurkunde zu finden.

Auf der Suche nach dem Diebesgut durchsuchten die 
Beamten die Wohnung seiner Lebensgefährtin in Charlot-
tenburg und fanden dort immerhin einen Teil der Beute. 
Die Verfassungsurkunde hatte Wohlgemuth dagegen in der 
Wohnung einer Wirtin in der Wilhelmstraße 2 deponiert, 
bei der er vorgab, ein Zimmer mieten zu wollen. Am 28. 
März 1931 stellten Beamte die Urkunde hier sicher. Sie 
fanden sie unter Staub und Gerümpel in einem Reisekoffer, 
versteckt auf einem Dachboden. Weil der vermeintliche 
neue Mieter nicht mehr erschienen war, hatte die Vermiete-
rin den zurückgelassenen Koffer dort verstaut.

Gesucht wegen des Einbruchs in die  
Reichstagsbibliothek: der Kunstmaler  
Walter Wohlgemuth
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dem Kunstmaler Walter Wohlgemuth, 39 Jahre alt und aus 
Königsberg stammend, laut Fahndungsaufruf 171 cm groß, 
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Für einen spektakulären Einbruch in die Königsberger 
Schlossgalerie, kleinere Diebstähle und Hehlerei hatte er 
mehrere Jahre hinter Gittern verbracht. Als ihm die Be-
hörden auf die Spur kamen, hatte Wohlgemuth die Stadt 
allerdings bereits verlassen und versuchte in der Schweiz, 
einen Käufer für die Verfassungsurkunde zu finden.

Auf der Suche nach dem Diebesgut durchsuchten die 
Beamten die Wohnung seiner Lebensgefährtin in Charlot-
tenburg und fanden dort immerhin einen Teil der Beute. 
Die Verfassungsurkunde hatte Wohlgemuth dagegen in der 
Wohnung einer Wirtin in der Wilhelmstraße 2 deponiert, 
bei der er vorgab, ein Zimmer mieten zu wollen. Am 28. 
März 1931 stellten Beamte die Urkunde hier sicher. Sie 
fanden sie unter Staub und Gerümpel in einem Reisekoffer, 
versteckt auf einem Dachboden. Weil der vermeintliche 
neue Mieter nicht mehr erschienen war, hatte die Vermiete-
rin den zurückgelassenen Koffer dort verstaut.

Bei den Durchsuchungen stellte die Polizei noch weiteres 
Diebesgut sicher. Wie sich herausstellte, war Wohlgemuth 
nicht nur in den Reichstag eingebrochen. Ausgerechnet 
aus einer Sicherheitsfirma mit dem Namen „Gegen Ein-
bruch“ hatte er zwei Schreibmaschinen entwendet. Darü-
ber amüsierten sich die Berliner gerne. Außerdem hatte er 
die Ausweisdokumente eines Kirchensekretärs gestohlen 
und dessen Identität angenommen. Mehrere Bücher mit 
erotischen Darstellungen hatte Wohlgemuth übrigens in 
der Kneipe eines der berüchtigten kriminellen „Ringverei-
ne“ in Zahlung gegeben, weil er seine Zeche nicht beglei-
chen konnte. Nach seiner Rückkehr nahm die Polizei den 
Kleinkriminellen fest. Der gestand die Tat, gab aber den 
Namen seines Komplizen nie preis. Über den Prozess vor 
dem Schöffengericht Berlin-Mitte am 28. Juni 1931 berich-
teten die Zeitungen ausführlich: „Roman um den Dieb der 
Verfassungsurkunde. Kunstmaler, Goldgräber, Anarchist 
und Prediger / Fünfmal Bräutigam“, titelte der „Hamburger 
Anzeiger“, der genüsslich abdruckte, was Wohlgemuth 
stundenlang im überfüllten Gerichtsaal aus seinem be-
wegten Leben erzählte.49 Einige Zuschauer vermuteten, 
der Angeklagte versuche bewusst, als unzurechnungsfähig 
eingestuft zu werden, um einer Strafe zu entgehen. Das 
Gericht verurteilte den „Reichstagsdieb“ schließlich wegen 
Einbruchdiebstahls und zwei Fällen von Begünstigung 
zu einem Jahr und sieben Monaten Haft. Der Staatsanwalt 
hatte drei Jahre gefordert.50

Gesucht wegen des Einbruchs in die  
Reichstagsbibliothek: der Kunstmaler  
Walter Wohlgemuth
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Nachwirkungen

Der Diebstahl rückte die Verfassungsurkunde ins Licht der 
Öffentlichkeit – und mit ihr die Geschichte des Dokuments. 

„Die gestohlene Verfassung und ihre Schicksale“ überschrieb 
der ehemalige Reichstagsabgeordnete Ludwig Bergsträsser 
einen Beitrag, in dem er die abenteuerliche Geschichte um 
Friedrich Jucho und die Verfassungsurkunde erzählte. Als 
Leiter der Frankfurter Außenstelle des Reichsarchivs, das 
die Akten der Paulskirche verwahrte, nutzte Bergsträsser 
die Gelegenheit zur Werbung in eigener Sache. Er berichtete 
davon, dass die Ausschussakten, Petitionen der National-
versammlung und Nachlässe der Abgeordneten zum Teil 
verloren, vor allem aber über viele Archive verstreut seien. 
Einiges befände sich noch dazu in Privatbesitz. Er rief des-
halb dazu auf, sich mit Hinweisen an ihn zu wenden, und 
fügte erklärend hinzu: „Nur systematische Arbeit führt hier 
zum Ziele: wenn sie nebenbei erreichte, dass auch die Akten 
des Parlaments wieder zusammenfänden, dass die verein-
zelten Stücke nach Frankfurt abgegeben würden, wäre dies 
für die Wissenschaft sicher ein Vorteil.“51 Als ehemaliger 
Reichstagsabgeordneter (damals noch für die DDP) und 
Sozialdemokrat zählte Ludwig Bergsträsser zu den ersten 
Beamten, die das nationalsozialistische Regime im April 
1933 als „politisch unzuverlässig“ aus dem Dienst entließ. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde Bergsträsser zu einem 
der „Väter“ des Grundgesetzes. Als Mitglied des Parlamenta-
rischen Rates setzte er sich dafür ein, dass auch die Bundes-
republik an die Vorarbeiten der Nationalversammlung genau 
einhundert Jahre zuvor anknüpfte. 

Die Archivare erhöhten nach dem Diebstahl den Druck auf 
den Reichstag. Der preußische Archivrat Heinrich Otto Meis-
ner veröffentlichte in der „Deutschen Allgemeinen Zeitung“ 
einen Artikel mit dem Titel „Odyssee eines Dokuments“ 
und verband seine Hoffnung auf Rückkehr der Urkunde mit 
einer unmissverständlichen Forderung: „Hoffen wir, dass 
das älteste Symbol der modernen deutschen Verfassungs-
geschichte vor einer neuen Odyssee bewahrt bleibt und bald 
wieder in die öffentliche Hand zurückkehrt. Dann aber in 
das Reichsarchiv, wohin es von Rechtswegen gehört und 
wo es gegen Diebstähle besser geschützt werden kann.“52 
Darauf berief sich der Präsident des Reichsarchivs, als die 
Verfassungsurkunde tatsächlich nach dem Diebstahl wieder 
in den Reichstag zurückgekehrt war. Zur sicheren Verwah-
rung sollte die Urkunde nun nach Potsdam. Der Vorstoß der 
Archivare blieb jedoch ohne Erfolg. In einer Stellungnahme 
verwies der Direktor der Reichstagsbibliothek Eugen Fischer 
darauf, dass die Bibliothek eine „schöne Sammlung von 
Literatur und Flugschriften zum Jahr 1848“ besitze, „in die 
sich die Verfassungsurkunde organisch einfüge.“53 Reichs-
tagspräsident Löbe lehnte in der Folge die Bitte des Archivs 
deshalb ab. Immerhin besorgte die Bibliothek einen diebes- 
und feuerfesten Schrank. Das wertvolle Stück blieb dem 
Parlament somit erhalten – vorerst. 

Weit über Berlin hinaus berichteten Zeitungen 
über den Diebstahl der wertvollen Urkunde 
und den Gerichtsprozess gegen den „Reichs-
tagsdieb“
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Am 30. März 1931 übergab die Polizei Biblio-
theksdirektor Fischer das sichergestellte 
Diebesgut. Neben der Originalurkunde von 
1849 erhielt die Reichstagsbibliothek unter 
anderem Bücher aus dem 15. Jahrhundert und 
ein „Bilderlexikon der Erotik“ zurück.
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Eine erneute Anfrage, nun des Innenministers, versprach 
nach dem Reichstagsbrand vom 27. Februar 1933 größere 
Erfolgsaussichten. Das lag nicht etwa daran, dass beim 
Brand eine besondere Gefahr für die Urkunde bestanden 
hätte. Das Feuer hatte nicht auf die Bibliothek übergegrif-
fen. Außerdem war die Urkunde bereits seit Anfang des 
Jahres als Exponat in der Dauerausstellung des Reichsar-
chivs auf dem Brauhausberg in Potsdam zu sehen. Aber seit 
1932 war nicht länger Paul Löbe Präsident des Reichstages, 
der seine Nähe zu dem Dokument wiederholt bewiesen hat-
te, sondern der Nationalsozialist Hermann Göring. Biblio-
theksdirektor Fischer, der zu einer erneuten Stellungnahme 
aufgefordert wurde und nun zu einer anderen Empfehlung 
als noch kurz zuvor kam, verweist implizit auf den perso-
nellen Zusammenhang:

„Ich gebe aber zu, dass die Urkunde, rein formal gesehen, 
doch einen Fremdkörper in der Reichstagsbibliothek dar-
stellt und dass der Wunsch des Reichsarchivs […] wohl 
begründet ist. Ich habe mich, offen gesagt, das letzte Mal 
gegen die Herausgabe der Urkunde gesträubt, weil ich 
die Kostbarkeit dem Reichstag erhalten wollte. Der Herr 
Reichstagspräsident hat diesen Wunsch damals geteilt. 
Gegenüber dem erneuten Antrag des Reichsarchivs, der 
zeigt, dass dort auf die Urkunde entscheidender Wert gelegt 
wird, empfehle ich, sie nunmehr dem Reichsarchiv zu über-
lassen.“54

Am 20. Mai 1933 erklärte sich auch Göring mit der Abgabe 
der Verfassung einverstanden. Trotz dieser Abgabe „zur si-
cheren Verwahrung“ blieb der Reichstag aber wohl weiter-
hin Eigentümer des Dokuments. 55 

Als Eingangsbereich in eine „Leistungsschau 
deutscher Arbeit“ konzipiert, führte die vom 
Bauhaus-Architekten Sergius Ruegenberg 
gestaltete „Ehrenhalle“ durch die Bereiche 

„Das Reich der Deutschen“ und „Das Deutsche 
Volk“. Das zentrale Glasfenster von César 
Klein zeigte einen stilisierten Reichsadler.

Die verlorene Verfassung: „Deutsches Volk – Deutsche Arbeit“ in Berlin 1934 
und der Verlust im Zweiten Weltkrieg 
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wird, empfehle ich, sie nunmehr dem Reichsarchiv zu über-
lassen.“54

Am 20. Mai 1933 erklärte sich auch Göring mit der Abgabe 
der Verfassung einverstanden. Trotz dieser Abgabe „zur si-
cheren Verwahrung“ blieb der Reichstag aber wohl weiter-
hin Eigentümer des Dokuments. 55 

Als Eingangsbereich in eine „Leistungsschau 
deutscher Arbeit“ konzipiert, führte die vom 
Bauhaus-Architekten Sergius Ruegenberg 
gestaltete „Ehrenhalle“ durch die Bereiche 

„Das Reich der Deutschen“ und „Das Deutsche 
Volk“. Das zentrale Glasfenster von César 
Klein zeigte einen stilisierten Reichsadler.
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An der Ausstellung wirkten zu dieser Zeit noch zahlreiche 
Künstler aus der modernistischen Schule des „Bauhaus“ 
mit, die keine überzeugten Nationalsozialisten waren.58 
So gestaltete etwa der Architekt Sergius Ruegenberg die 

„Ehrenhalle“, deren Zentrum ein Glasfenster von César 
Klein bildete. Herbert Bayer entwarf den Katalog sowie die 
Plakate und viele andere, wie Walter Gropius und Mies van 
der Rohe, wirkten an weiteren Abteilungen mit. Optisch 
orientierte sich die Präsentation sogar deutlich am Vorbild 
des Avantgardisten El Lissitzky. Überhaupt lassen sich 
an mehreren Stellen durchaus Verbindungen zur Kölner 
Pressa erkennen: Reichspräsident Hindenburg war erneut 
Schirmherr und auch der verantwortliche Referent im Pro-
pagandaministerium, Wilhelm Ziegler, hatte bereits 1928 
am Beitrag der Reichsregierung mitgearbeitet.

Inhaltlich rückte nun ganz die „Reichsidee“ ins Zentrum, 
diesmal jedoch als eine Geschichtserzählung, die in einer 
Langzeitperspektive von der Varusschlacht im Teutoburger 
Wald (9 n. Chr.) über das mittelalterliche Reich und die 
Hanse, Martin Luther, Friedrich den Großen und Bismarck 
bis ins „Dritte Reich“ führte. An diese historische Schau 
schloss direkt der Bereich „Deutsches Blut- und Kultur-
erbe“ an. Wie der Leiter der Wissenschaftlichen Abteilung 
der Ausstellung, Bruno Gebhard, im Ausstellungsführer 
erklärte, sollte die Beschäftigung mit Geschichte keinen 

„Selbstzweck“ darstellen: „Aus dem vielfältigen Geschehen 
der vergangenen Zeiten unserer Nationalgeschichte ist das 
hervorgehoben worden, was für das heutige Geschehen 
und für die jetzt Lebenden einen wesentlichen Einfluss 
auf die zukünftige Entwicklung haben kann.“59 Später, in 
seiner Autobiografie, gab Gebhard, der politisch eigent-
lich der SPD nahestand und 1937 in die USA emigrierte, 
eine ganz andere Kategorie preis, nach der die unzähligen 
Objekte ausgewählt worden waren: „Diese Ausstellung gab 
zum ersten Mal Gelegenheit, hunderttausende Dokumente 
und Urkunden zu zeigen. Alles was im Baedeker mit einem 
Stern versehen war, konnte man im Original, in sachgetreu-
en Nachbildungen oder in Großfotos sehen.“60 

Die Reichsverfassung wurde im Bereich zu 
den „Befreiungskriegen“ 1813 gezeigt und 
als Meilenstein der nationalen Bewegung 
inszeniert. Die untere Aufnahme zeigt den 
damaligen Finanzminister Graf Schwerin von 
Krosigk (DNVP) bei einer Führung mit den 
Ausstellungsmachern Albert Wischek und 
Bruno Gebhard.
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Die Propagandaausstellung „Deutsches Volk – Deutsche 
Arbeit“

Selbst wenn Hermann Göring auf die Pflege der Pauls-
kirchentradition im Reichstag offensichtlich weniger Wert 
legte als der Sozialdemokrat Löbe, vereinnahmten auch 
die Nationalsozialisten das Erbe von 1848/49. Das zeigt 
die Ausstellung „Deutsches Volk – Deutsche Arbeit“, mit 
der sich das Regime im April 1934 pompös in Szene setzte. 
Die Ausstellung, die in den großen Hallen auf dem Berliner 
Kaiserdamm stattfand, war eine der ersten großen Propa-
gandaausstellungen des Regimes.56 Sie diente ein Jahr nach 
der Machtübernahme der NSDAP der Konsolidierung der 
nationalsozialistischen Herrschaft. Als Ziel nannte das 
Propagandaministerium entsprechend, „den beginnenden 
Aufstieg Deutschlands werbend und mahnend zu unterstüt-
zen. Sie fordert Schutz und Anerkennung deutscher Arbeit, 
die sich in den Spitzenleistungen geistigen und materiellen 
Schaffens zeigen will. Das Bewusstsein der gegenseitigen 
Bedingtheit von Volk und Rasse, von Staat und Volk, von 
Volk und Wirtschaft soll durch die Ausstellung besonders 
unterstrichen werden. Sie wird sich auch mit der Pflege 
volklicher Erbgesundheit befassen.“57 Als Eingangsbereich 
in eine „Leistungsschau deutscher Arbeit“ diente eine 
riesige „Ehrenhalle“, die sich in die Abschnitte „Das Deut-
sche Volk“ und „Das Reich der Deutschen“ gliederte. Die 
Ausstellungsmacher präsentierten damit eine nationalso-
zialistische Version der deutschen Geschichte, die untrenn-
bar mit der biologistischen und rassistischen „Blut und 
Boden“-Ideologie der NSDAP verknüpft war. 

An der Ausstellung wirkten zu dieser Zeit noch zahlreiche 
Künstler aus der modernistischen Schule des „Bauhaus“ 
mit, die keine überzeugten Nationalsozialisten waren.58 
So gestaltete etwa der Architekt Sergius Ruegenberg die 

„Ehrenhalle“, deren Zentrum ein Glasfenster von César 
Klein bildete. Herbert Bayer entwarf den Katalog sowie die 
Plakate und viele andere, wie Walter Gropius und Mies van 
der Rohe, wirkten an weiteren Abteilungen mit. Optisch 
orientierte sich die Präsentation sogar deutlich am Vorbild 
des Avantgardisten El Lissitzky. Überhaupt lassen sich 
an mehreren Stellen durchaus Verbindungen zur Kölner 
Pressa erkennen: Reichspräsident Hindenburg war erneut 
Schirmherr und auch der verantwortliche Referent im Pro-
pagandaministerium, Wilhelm Ziegler, hatte bereits 1928 
am Beitrag der Reichsregierung mitgearbeitet.

Inhaltlich rückte nun ganz die „Reichsidee“ ins Zentrum, 
diesmal jedoch als eine Geschichtserzählung, die in einer 
Langzeitperspektive von der Varusschlacht im Teutoburger 
Wald (9 n. Chr.) über das mittelalterliche Reich und die 
Hanse, Martin Luther, Friedrich den Großen und Bismarck 
bis ins „Dritte Reich“ führte. An diese historische Schau 
schloss direkt der Bereich „Deutsches Blut- und Kultur-
erbe“ an. Wie der Leiter der Wissenschaftlichen Abteilung 
der Ausstellung, Bruno Gebhard, im Ausstellungsführer 
erklärte, sollte die Beschäftigung mit Geschichte keinen 

„Selbstzweck“ darstellen: „Aus dem vielfältigen Geschehen 
der vergangenen Zeiten unserer Nationalgeschichte ist das 
hervorgehoben worden, was für das heutige Geschehen 
und für die jetzt Lebenden einen wesentlichen Einfluss 
auf die zukünftige Entwicklung haben kann.“59 Später, in 
seiner Autobiografie, gab Gebhard, der politisch eigent-
lich der SPD nahestand und 1937 in die USA emigrierte, 
eine ganz andere Kategorie preis, nach der die unzähligen 
Objekte ausgewählt worden waren: „Diese Ausstellung gab 
zum ersten Mal Gelegenheit, hunderttausende Dokumente 
und Urkunden zu zeigen. Alles was im Baedeker mit einem 
Stern versehen war, konnte man im Original, in sachgetreu-
en Nachbildungen oder in Großfotos sehen.“60 

Die Reichsverfassung wurde im Bereich zu 
den „Befreiungskriegen“ 1813 gezeigt und 
als Meilenstein der nationalen Bewegung 
inszeniert. Die untere Aufnahme zeigt den 
damaligen Finanzminister Graf Schwerin von 
Krosigk (DNVP) bei einer Führung mit den 
Ausstellungsmachern Albert Wischek und 
Bruno Gebhard.
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Die Präsentation der Reichsverfassung von 1849 in der 
Propagandaausstellung

Auf den ersten Blick lässt sich anhand des Ausstellungs-
führers nicht erkennen, wie sich die deutsche Revolution 
in das nationalsozialistische Geschichtsbild einfügte. 
Gebhard führt im Begleitheft lediglich aus: „Der Deutsche 
Zollverein ist der erste Schritt zu einer neuen Reichsein-
heit. – Ein besonderes Dokument ist hier die Verfassung 
des Deutschen Reiches von 1849. (Reichsarchiv) Das Zwei-
te Reich ist nur möglich durch Verzicht auf Österreich.“61 

Raumgestalterisch fällt zunächst auf, dass die Vitrine mit 
der Verfassung frei im Raum steht, während ansonsten 
selbst kostbarste Stücke wie die Goldene Bulle von 1356 in 
Wandvitrinen präsentiert werden. Ihren Platz in der Aus-
stellung verdankte die Verfassungsurkunde wohl zu einem 
guten Teil ihrem besonderen Schauwert. Möglicherweise 
spielte auch eine Rolle, dass der Direktor beim Reichstag 
die Ausleihe nur unter besonderen Sicherheitsauflagen ge-
stattet hatte.62 Thematisch stand die Reichsverfassung über-
raschenderweise im Kontext der „Befreiungskriege“. Das 
illustriert schon der Wandtitel „1813 – Das Volk steht auf“, 
der einem Gedicht Theodor Körners entnommen ist. Das 
im Hintergrund angebrachte Gemälde von Arthur Kampf 
zeigt die „Einsegnung der Freiwilligen“ und verweist damit 
auf die Lützowschen Jäger im Jahr 1813. Die Vitrine teilte 
sich die Verfassungsurkunde mit Artefakten aus dieser Zeit, 
etwa einem Orden vom „Eisernen Kreuz“. Offenbar sollte 
die Verfassung als ein Meilenstein der nationalen Bewe-
gung in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts inszeniert 
werden, wobei leitmotivisch insbesondere ein Akzent auf 
den Reichsgedanken gelegt wurde. Dafür spricht die auf die 
Vitrine folgende Tafel zum „Zweiten Reich“, mit der zum 
wilhelminischen Kaiserreich übergeleitet wurde: „In den 
Befreiungskriegen wächst die Sehnsucht nach der Einheit 
aller Deutschen. An dem inneren Streit zwischen Preußen 
und Österreich scheitert Großdeutschland. Bismarck ge-
lingt es, die deutsche Einigkeit unter Verzicht auf Öster-
reich neu zu erzielen.“

Die Ausstellung setzte die Verfassung also nicht als demo-
kratisches oder parlamentarisches Vorbild in Szene. Sie 
blieb eingebettet in die Erzählung vom Reich und diente 
als Symbol der nationalen, und dabei insbesondere „groß-
deutschen“ Tradition. In vergleichbarer Weise stellte Hitler 
1938 den sogenannten „Anschluss“ Österreichs an das 
Deutsche Reich als Vollendung der Revolution von 1848/49 
dar.63 Objekte behalten allerdings immer ihren „Eigensinn“. 
Ausstellungen verknüpfen sie zwar zu einer konkreten 
Erzählung, ohne dass sie allerdings andere Lesarten gänz-
lich ausschließen können. Das galt auch für die Ausstel-
lung „Deutsches Volk – Deutsche Arbeit“, in der die als 

„Systemzeit“ verunglimpfte Weimarer Republik, wie sich 
Gebhard später erinnerte, „schweigend übergangen wer-
den [musste].“64 Wer sich die Verfassung von 1849 genau 
ansah, bemerkte an den Schmuckbändern nicht nur das 
aus der übrigen Inszenierung verbannte Schwarz-Rot-Gold, 
sondern konnte auch die Unterschriften der Parlamenta-
rier lesen. An deren erster Stelle stand der Name Eduard 
Simson, den das Regime aufgrund seines jüdischen Hinter-
grunds vollständig aus der öffentlichen Erinnerung tilgen 
ließ.65 Eine zeitgenössische Aufnahme zeigt den damaligen 
Finanzminister Graf Schwerin von Krosigk (DNVP), wie 
er die Verfassungsurkunde in Augenschein nimmt. Ob er 
diese Widersprüche realisiert hat? Wir wissen es nicht, es 
wäre aber zumindest möglich.

Die Präsentation der Verfassungsurkunde 
setzte – wohl ungewollt – eigene Akzente: Die 
Bänder sind in Schwarz-Rot-Gold, das aus der 
Ausstellung eigentlich verbannt werden sollte. 
Auch die Unterschrift des Parlamentspräsi-
denten Simson ist deutlich zu erkennen. In 
der abgebildeten Fotografie haben die Ausstel-
lungsmacher den Ausstellungsbereich („9a“) 
und die vorgesehene Vitrinengröße vermerkt.
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Die Präsentation der Reichsverfassung von 1849 in der 
Propagandaausstellung

Auf den ersten Blick lässt sich anhand des Ausstellungs-
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in das nationalsozialistische Geschichtsbild einfügte. 
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Zollverein ist der erste Schritt zu einer neuen Reichsein-
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des Deutschen Reiches von 1849. (Reichsarchiv) Das Zwei-
te Reich ist nur möglich durch Verzicht auf Österreich.“61 

Raumgestalterisch fällt zunächst auf, dass die Vitrine mit 
der Verfassung frei im Raum steht, während ansonsten 
selbst kostbarste Stücke wie die Goldene Bulle von 1356 in 
Wandvitrinen präsentiert werden. Ihren Platz in der Aus-
stellung verdankte die Verfassungsurkunde wohl zu einem 
guten Teil ihrem besonderen Schauwert. Möglicherweise 
spielte auch eine Rolle, dass der Direktor beim Reichstag 
die Ausleihe nur unter besonderen Sicherheitsauflagen ge-
stattet hatte.62 Thematisch stand die Reichsverfassung über-
raschenderweise im Kontext der „Befreiungskriege“. Das 
illustriert schon der Wandtitel „1813 – Das Volk steht auf“, 
der einem Gedicht Theodor Körners entnommen ist. Das 
im Hintergrund angebrachte Gemälde von Arthur Kampf 
zeigt die „Einsegnung der Freiwilligen“ und verweist damit 
auf die Lützowschen Jäger im Jahr 1813. Die Vitrine teilte 
sich die Verfassungsurkunde mit Artefakten aus dieser Zeit, 
etwa einem Orden vom „Eisernen Kreuz“. Offenbar sollte 
die Verfassung als ein Meilenstein der nationalen Bewe-
gung in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts inszeniert 
werden, wobei leitmotivisch insbesondere ein Akzent auf 
den Reichsgedanken gelegt wurde. Dafür spricht die auf die 
Vitrine folgende Tafel zum „Zweiten Reich“, mit der zum 
wilhelminischen Kaiserreich übergeleitet wurde: „In den 
Befreiungskriegen wächst die Sehnsucht nach der Einheit 
aller Deutschen. An dem inneren Streit zwischen Preußen 
und Österreich scheitert Großdeutschland. Bismarck ge-
lingt es, die deutsche Einigkeit unter Verzicht auf Öster-
reich neu zu erzielen.“

Die Präsentation der Verfassungsurkunde 
setzte – wohl ungewollt – eigene Akzente: Die 
Bänder sind in Schwarz-Rot-Gold, das aus der 
Ausstellung eigentlich verbannt werden sollte. 
Auch die Unterschrift des Parlamentspräsi-
denten Simson ist deutlich zu erkennen. In 
der abgebildeten Fotografie haben die Ausstel-
lungsmacher den Ausstellungsbereich („9a“) 
und die vorgesehene Vitrinengröße vermerkt.
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Auf dem Brauhausberg in Potsdam und Schutz in Staßfurt

Nach dem Ende der Propagandaschau kehrte die Reichs-
verfassung nach Potsdam zurück – in die Dauerausstellung 
des Reichsarchivs. Offensichtlich war es dem Präsidenten 
des Reichsarchivs nicht nur um die „sichere Verwahrung“ 
gegangen, mit der er die Übergabe durch die Reichstags-
bibliothek begründet hatte. Der besondere Schauwert der 
Urkunde hatte hier seine Rolle gespielt, ansonsten wäre das 
Exponat sicherlich zum übrigen Archiv der Nationalver-
sammlung von 1848/49 nach Frankfurt gekommen. Ludwig 
Bergsträssers Wunsch hat sich nie erfüllt.

Das weitere Schicksal der Urkunde bestimmte der Welt-
krieg, an dessen Ende die Zerstörung, die von Deutschland 
ausgegangen war, auf deutsche Städte zurückschlug. Als 
die alliierten Streitkräfte 1943 die Bombardierung deut-
scher Städte intensivierten, galten die Archive in Berlin 
und Potsdam nicht länger als sicher. Ab August begannen 
das Reichsarchiv und das Preußische Geheime Staatsarchiv 
damit, einen großen Teil ihrer Bestände auszulagern. Auf-
grund der trockenen Umgebung eigneten sich dafür stillge-
legte Kali- und Salzbergwerke besonders gut. Sie lagen tief 
unter der Erde und abseits großer Städte. Für den Zeitraum 
bis Juni 1945 wissen wir relativ genau, was mit der Pauls-
kirchenverfassung geschah. Am 6. Januar 1944 wurde sie 
als Teil der „Gesetzsammlung“ von Potsdam nach Staßfurt 
in Sachsen-Anhalt transportiert und im dortigen Berlepsch-
Schacht deponiert. Im 335 m tief gelegenen fünften First, 
Fach 1, Reihe 4 lagerte sie innerhalb einer größeren Holz-
kiste mit der Aufschrift „Reichsarchiv G.S.“ als Teil der 
Sammlung „G.S. I ‚Archiv II‘ Nr. 564“.66 Neben der „Verfas-
sungsurkunde von 1849“ befanden sich darin noch andere 
Stücke, die inhaltlich wenig miteinander gemein hatten: 
zwei Urkunden zur Grundsteinlegung des Reichstagsgebäu-
des in Berlin und des Reichsgerichts in Leipzig, ein Schrift-
stück aus dem Reichsjustizministerium und ein Pergament-
druck der Weimarer Reichsverfassung zu deren zehntem 
Jahrestag von 1929. Möglicherweise handelte es sich um 
eilig verpackte Exponate aus der Dauerausstellung.67

Die Bestände des Reichsarchivs wurden im 
Zweiten Weltkrieg nach Sachsen-Anhalt, in 
den Berlepsch-Schacht in Staßfurt, ausgela-
gert. Dort lagerten sie etwa 335 m tief unter 
der Erde.
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Auf dem Brauhausberg in Potsdam und Schutz in Staßfurt

Nach dem Ende der Propagandaschau kehrte die Reichs-
verfassung nach Potsdam zurück – in die Dauerausstellung 
des Reichsarchivs. Offensichtlich war es dem Präsidenten 
des Reichsarchivs nicht nur um die „sichere Verwahrung“ 
gegangen, mit der er die Übergabe durch die Reichstags-
bibliothek begründet hatte. Der besondere Schauwert der 
Urkunde hatte hier seine Rolle gespielt, ansonsten wäre das 
Exponat sicherlich zum übrigen Archiv der Nationalver-
sammlung von 1848/49 nach Frankfurt gekommen. Ludwig 
Bergsträssers Wunsch hat sich nie erfüllt.

Das weitere Schicksal der Urkunde bestimmte der Welt-
krieg, an dessen Ende die Zerstörung, die von Deutschland 
ausgegangen war, auf deutsche Städte zurückschlug. Als 
die alliierten Streitkräfte 1943 die Bombardierung deut-
scher Städte intensivierten, galten die Archive in Berlin 
und Potsdam nicht länger als sicher. Ab August begannen 
das Reichsarchiv und das Preußische Geheime Staatsarchiv 
damit, einen großen Teil ihrer Bestände auszulagern. Auf-
grund der trockenen Umgebung eigneten sich dafür stillge-
legte Kali- und Salzbergwerke besonders gut. Sie lagen tief 
unter der Erde und abseits großer Städte. Für den Zeitraum 
bis Juni 1945 wissen wir relativ genau, was mit der Pauls-
kirchenverfassung geschah. Am 6. Januar 1944 wurde sie 
als Teil der „Gesetzsammlung“ von Potsdam nach Staßfurt 
in Sachsen-Anhalt transportiert und im dortigen Berlepsch-
Schacht deponiert. Im 335 m tief gelegenen fünften First, 
Fach 1, Reihe 4 lagerte sie innerhalb einer größeren Holz-
kiste mit der Aufschrift „Reichsarchiv G.S.“ als Teil der 
Sammlung „G.S. I ‚Archiv II‘ Nr. 564“.66 Neben der „Verfas-
sungsurkunde von 1849“ befanden sich darin noch andere 
Stücke, die inhaltlich wenig miteinander gemein hatten: 
zwei Urkunden zur Grundsteinlegung des Reichstagsgebäu-
des in Berlin und des Reichsgerichts in Leipzig, ein Schrift-
stück aus dem Reichsjustizministerium und ein Pergament-
druck der Weimarer Reichsverfassung zu deren zehntem 
Jahrestag von 1929. Möglicherweise handelte es sich um 
eilig verpackte Exponate aus der Dauerausstellung.67

Hier, im Dunkeln tief unter der Erde, verbrachte die Ur-
kunde das letzte Kriegsjahr. Was mit ihr in den unmittel-
baren Nachkriegsmonaten passierte, verrät ein Bericht der 
amerikanischen Armee:68

Am 8. Mai 1945 kapitulierte die Führung der Wehrmacht, 
in Europa endete damit der Zweite Weltkrieg. Wenige Tage 
später stießen amerikanische und britische Soldaten in den 
Minen auf die ausgelagerten Akten und meldeten den Fund 
ihren vorgesetzten Stellen. Daraufhin inspizierten am 23. 
Mai Angehörige der Spezialeinheit „Monuments, Fine Arts, 
and Archives Section“ (MFA&A) den Schacht. In die Zustän-
digkeit dieser als „Monuments Men“ bekannt gewordenen 
Truppe fiel nicht nur die Sicherung von kostbaren Kulturgü-
tern. Sie kümmerten sich auch um die Bestände von Biblio-
theken und Archiven, weil sie unter anderem militärisch 
wertvolle Informationen enthalten konnten. Viele Orte und 
Lagerstätten, die die Experten in diesen Tagen untersuchten, 
waren bereits von Einheimischen oder Soldaten geplündert 
worden. Das galt jedoch explizit nicht für den Staßfurter 
Berlepsch-Schacht. Der Bericht des amerikanischen Altphi-
lologen Major Mason Hammond und des britischen Archiv-
spezialisten Major Michael Ross hielt jedenfalls fest: „No 
looting has taken place.“69 Sie empfahlen, die Sicherheits-
vorkehrungen aufrechtzuerhalten, da sich die hunderten 
Kisten nicht so schnell abtransportieren ließen. Zu diesem 
Zeitpunkt befand sich die Verfassungsurkunde also höchst-
wahrscheinlich noch unversehrt in Staßfurt. 

Die Bestände des Reichsarchivs wurden im 
Zweiten Weltkrieg nach Sachsen-Anhalt, in 
den Berlepsch-Schacht in Staßfurt, ausgela-
gert. Dort lagerten sie etwa 335 m tief unter 
der Erde.
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Links:
Liefert diese Liste möglicherweise einen 
Hinweis darauf, was in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit genau mit der Verfassungsur-
kunde passiert ist? Wo die anderen genannten 
Stücke verblieben sind, ließ sich bislang nicht 
ermitteln.

Einlagerungsplan der Reichsarchivbestände 
im fünften First des Berlepsch-Schachtes.  
 – die Verfassungsurkunde befand sich in  
der „Gesetzsammlung“ (G.S.)
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Verbleib unbekannt

Nach einer Vereinbarung der Siegermächte räumten 
die westlichen Alliierten bald das Gebiet und ab dem 
1. Juli 1945 beschlagnahmte die sowjetische Armee das 
verbliebene Material.70 Was daraufhin mit der Urkunde 
geschah, wissen wir nicht genau. Jedenfalls tauchte sie erst 
1951 in Potsdam wieder auf. Ein westdeutscher Historiker 
berichtete 1950 über den Verbleib der Staßfurter Akten, der 
Reichsarchivbestand sei „mit anderen dort befindlichen 
Akten von den Sowjetrussen ins Freie geschafft worden 
und war längere Zeit den Unbilden von Wind und Wetter 
ausgesetzt. Verbleib unbekannt“.71 Tatsächlich wurden die 
eingelagerten Akten im Juli 1945 abtransportiert und in 
Werks- und Lagerhallen gestapelt, wo sowjetische Spezia-
listen der Akademie der Wissenschaften sie untersuchten.72 
Hier verschwanden einige Archivalien. So nutzte zum 
Beispiel ein Dolmetscher die günstige Gelegenheit und 
stahl insbesondere aus den preußischen Beständen wert-
volle Einzelstücke, die ein befreundeter Autografen- und 
Buchhändler an Sammler weiterverkaufte. Beide Männer 
wurden überführt und es konnten insgesamt über einhun-
dert Kilogramm an Archivmaterial sichergestellt werden.73 
Ein Teil der Staßfurter Akten wurde in die Sowjetunion 
geschafft, der Rest Ende 1948 an das Land Sachsen-An-
halt übergeben und zur Aufbewahrung nach Merseburg 
gebracht. Von März bis Juli 1950 wurden die Bestände aus 
den Kalischächten dann von Merseburg nach Potsdam 
überführt. Hier war bereits ein Jahr nach Kriegsende, am 
8. Mai 1946, das „Deutsche Zentralarchiv“ (später: Zent-
rales Staatsarchiv der DDR) gegründet worden. Es nahm 
seine Tätigkeit im Neuen Marstall unweit des Neuen Palais 
im Park Sanssouci auf. Die Merseburger Bestände blieben 
vorläufig in der Osthalle der Orangerie deponiert.74 Wieder 
merkte niemand, dass die Verfassungsurkunde von 1849 
fehlte. Verschwand sie nun in Staßfurt, in Merseburg oder 
erst beim aufwändigen Transport nach Potsdam? Das lässt 
sich heute wohl nicht mehr rekonstruieren.

Die aufgefundene Verfassung: Von einem Potsdamer Schutthaufen ins  
Museum für Deutsche Geschichte  
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Vom Schutthaufen ins Museum für Deutsche Geschichte

Geradezu abenteuerlich mutet die Geschichte an, wie 
die Urkunde erneut gefunden wurde. Klaus Trieglaff, ein 
17-jähriger Schüler, entdeckte sie 1951 auf einem Schutt-
haufen im Potsdamer Neuen Garten. Wie der Finder über 
fünfzig Jahre später der „Märkischen Allgemeinen“ erzähl-
te, war er mit ein paar Freunden im Jungfernsee baden.75 
Vom Bertinisteg aus schwammen sie Richtung Neuer 
Garten. Als einer der Jugendlichen schwächelte, zogen ihn 
die anderen etwa 50 Meter vor der Alten Meierei ans Ufer. 
Da sah Trieglaff in einem Haufen Bauschutt ein auffälliges 
Objekt: die Reichsverfassung von 1849. Damals war der 
prächtige Einband bereits arg lädiert, aber doch noch vor-
handen. Jedenfalls erwähnte der Finder explizit, dass das 
Pergament von der Witterung zerfleddert und auch der 
 „Ledereinband mit schwarz-rot-goldenem Bändchen in Mit-
leidenschaft gezogen“ waren. Möglicherweise stammte der 
Bauschutt aus dem nahegelegenen Marmorpalais, das zu 
dieser Zeit umgebaut wurde. Die gesamte Anlage wurde bis 
Anfang der 1950er-Jahre von sowjetischen Soldaten als Ver-
gnügungspark genutzt. Ob einer der Soldaten damit etwas 
zu tun hatte, bleibt reine Spekulation.

Trieglaff nahm die Urkunde mit nach Hause in die Nauener 
Vorstadt und behielt sie ganze zwei Jahre in seinem Zim-
mer. Auf den Rat seines alten Geschichtslehrers hin brachte 
er die Verfassung 1953 nach Ost-Berlin, in das neu gegrün-
dete Museum für Deutsche Geschichte (MfDG). Offenbar 
erkannten die Mitarbeiter der Abteilung „Fundus“ die 
historische Bedeutung des Dokuments nicht sofort. Denn 
Trieglaff musste mit der Urkunde mehrmals von Potsdam 
nach Berlin fahren, bis er dafür schließlich 25 Mark Finder-
lohn und eine Dankesurkunde erhielt.76 Für den Kulturwis-
senschaftler Wolfgang Ernst symbolisiert der geheimnisvol-
le Weg der Urkunde von Staßfurt nach Potsdam geradezu 
die Nachkriegswirren: „So verkörpert die Archivalie die 
deutsche DestiNation [!] besonders in der Diskontinuität 
von 1945.“77 

Das Museum für Deutsche Geschichte war 1952 vom 
Zentralkomitee der SED gegründet worden und entwickel-
te sich zum zentralen historischen Museum der DDR. Im 
renovierten Zeughaus Unter den Linden präsentierte es 
jahrzehntelang eine parteiamtliche Version der deutschen 
Geschichte, die der „Aufklärung und politischen Erziehung 
der breitesten Massen“ dienen sollte.78 Die Ausstellungen 
waren im Sinne des marxistisch-leninistischen Materialis-
mus aufgebaut, das heißt: Die Geschichte war hier eine Ge-
schichte der Klassenkämpfe und durchlief in historischer 
Gesetzmäßigkeit verschiedene Stadien. Vermittelt wurde 
eine Geschichtsideologie, wonach sich die Gesellschaft 
von einer Urgemeinschaft über Sklaverei, Feudalismus und 
Kapitalismus hin zum Sozialismus und Kommunismus 
entwickelt habe. Was nicht in dieses Muster passte, wurde 
ausgeblendet oder als „reaktionär“ gebrandmarkt. Obwohl  
die Ausstellungen die deutsche Geschichte ideologisch ver-
engten und politisch instrumentalisierten, fand das Museum 
bei Besuchern aus Ost und West großen Anklang und die 
Gestaltung und Präsentation stieß selbst in der westeuro-
päischen Fachöffentlichkeit auf positive Resonanz. Der 
britische Museumsexperte Kenneth Hudson nahm es  
in seine Liste der weltweit innovativsten Museen auf, es sei  
 „professionally and irrespective of its politics an excellent 
museum.“79 Im deutsch-deutschen Streit, den die Bundes-
republik und die DDR im Systemkonflikt des Kalten Krieges 
um das historische Erbe führten, blickten im Westen viele 
fast neidisch auf den Erfolg des Museums für Deutsche Ge-
schichte in Ost-Berlin. Zur bundesrepublikanischen Antwort 
darauf zählten zunächst die Dauerausstellung „Fragen an die 
deutsche Geschichte“, die seit den 1970er-Jahren Generatio-
nen von Schulklassen im Reichstagsgebäude besuchten, und 
später, unter der Regierung Helmut Kohls, die Gründung des 
Deutschen Historischen Museums.

Klaus Trieglaff im Jahr 2006 an der Stelle im 
Neuen Garten, an der er 1951 die Urkunde auf 
einem Schutthaufen gefunden hatte

Seite 72:
Die Akten aus den Staßfurter Schächten wur-
den zunächst nach Merseburg gebracht. Von 
dort aus wurden sie von März bis Juni 1950 
nach Potsdam transportiert. Vorläufig lagerten 
die Akten in der Osthalle der Orangerie im 
Park des Schlosses Sanssouci.
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Vom Schutthaufen ins Museum für Deutsche Geschichte

Geradezu abenteuerlich mutet die Geschichte an, wie 
die Urkunde erneut gefunden wurde. Klaus Trieglaff, ein 
17-jähriger Schüler, entdeckte sie 1951 auf einem Schutt-
haufen im Potsdamer Neuen Garten. Wie der Finder über 
fünfzig Jahre später der „Märkischen Allgemeinen“ erzähl-
te, war er mit ein paar Freunden im Jungfernsee baden.75 
Vom Bertinisteg aus schwammen sie Richtung Neuer 
Garten. Als einer der Jugendlichen schwächelte, zogen ihn 
die anderen etwa 50 Meter vor der Alten Meierei ans Ufer. 
Da sah Trieglaff in einem Haufen Bauschutt ein auffälliges 
Objekt: die Reichsverfassung von 1849. Damals war der 
prächtige Einband bereits arg lädiert, aber doch noch vor-
handen. Jedenfalls erwähnte der Finder explizit, dass das 
Pergament von der Witterung zerfleddert und auch der 
 „Ledereinband mit schwarz-rot-goldenem Bändchen in Mit-
leidenschaft gezogen“ waren. Möglicherweise stammte der 
Bauschutt aus dem nahegelegenen Marmorpalais, das zu 
dieser Zeit umgebaut wurde. Die gesamte Anlage wurde bis 
Anfang der 1950er-Jahre von sowjetischen Soldaten als Ver-
gnügungspark genutzt. Ob einer der Soldaten damit etwas 
zu tun hatte, bleibt reine Spekulation.

Trieglaff nahm die Urkunde mit nach Hause in die Nauener 
Vorstadt und behielt sie ganze zwei Jahre in seinem Zim-
mer. Auf den Rat seines alten Geschichtslehrers hin brachte 
er die Verfassung 1953 nach Ost-Berlin, in das neu gegrün-
dete Museum für Deutsche Geschichte (MfDG). Offenbar 
erkannten die Mitarbeiter der Abteilung „Fundus“ die 
historische Bedeutung des Dokuments nicht sofort. Denn 
Trieglaff musste mit der Urkunde mehrmals von Potsdam 
nach Berlin fahren, bis er dafür schließlich 25 Mark Finder-
lohn und eine Dankesurkunde erhielt.76 Für den Kulturwis-
senschaftler Wolfgang Ernst symbolisiert der geheimnisvol-
le Weg der Urkunde von Staßfurt nach Potsdam geradezu 
die Nachkriegswirren: „So verkörpert die Archivalie die 
deutsche DestiNation [!] besonders in der Diskontinuität 
von 1945.“77 

Klaus Trieglaff im Jahr 2006 an der Stelle im 
Neuen Garten, an der er 1951 die Urkunde auf 
einem Schutthaufen gefunden hatte
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1848/49 in der Dauerausstellung 

1962 wurde als erster Teil der neuen Dauerausstellung des 
Museums für Deutsche Geschichte der Bereich „Deutsch-
land 1789-1871“ eröffnet. Die Ausstellungsmacher räumten 
der Revolution von 1848/49 dabei bemerkenswert viel 
Platz ein. Im Vordergrund standen die Arbeiterbewegung 
und vor allem Karl Marx und Friedrich Engels als Akteure 
und Interpreten der Revolution. Die Besucher erfuhren 
ausführlich von ihrem Wirken im Bund der Kommunisten, 
vom Einfluss der „Neuen Rheinischen Zeitung“ oder von 
Engels‘ Beteiligung an der Reichsverfassungskampagne 
1849. Großflächig angebrachte Zitate der „größten Söhne 
des deutschen Volkes“ gaben die Deutung vor. Die Ausstel-
lung präsentierte die Revolutionsjahre als Klassenkampf, 
den auf den Barrikaden vor allem die Arbeiterklasse und 
das Kleinbürgertum gegen die Mächte der „Konterrevoluti-
on“ geführt hätten. Dagegen kam die liberal geprägte Frank-
furter Nationalversammlung in dieser Erzählung – nicht 
überraschend – schlecht weg, und sie spielte nur am Rande 
eine Rolle – inhaltlich sowie raumgestalterisch. Ein an der 
Wand angebrachter „Leittext“ urteilte scharf: „Die Natio-
nalversammlung erfüllte ihre Aufgabe nicht. Ihre liberale 
Mehrheit lähmte die Aktionsfähigkeit des Parlaments und 
verhinderte revolutionäre Maßnahmen.“80 

Der Reichsverfassungskampagne war dafür ein eigener 
Raum gewidmet. Gezeigt wurden Dokumente und Gegen-
stände aus den Aufständen in Dresden, im preußischen 
Rheinland, in der bayerischen Pfalz und in Baden: Auf-
rufe, Lithografien, Uniformen und Waffen. Die bewaffneten 
Kämpfe standen ganz im Fokus, wie die in der Mitte des 
Raumes präsentierte massive Feldhaubitze unterstreicht. 
Die Bedeutung der Aufständischen auch für die sozialis-
tische Gegenwart hoben gleich mehrere Gemälde hervor. 
Sie stammten nicht aus der Revolutionszeit, sondern von 
zeitgenössischen DDR-Künstlern. Wie passte die Verfas-
sungsurkunde in dieses Bild? Leider zeigen Aufnahmen 
des Ausstellungsraumes gerade die Vitrine nicht, in der die 
Verfassung zu sehen war. Allerdings vermitteln die Ausstel-
lungspläne, die sogenannten „Drehbücher“, einen Eindruck 
davon. Der Ausstellungsführer spricht dafür, dass die 
Museumsmitarbeiter 1962 keinen Sinn für die historische 
Bedeutung der Urkunde hatten. Denn unter den für jeden 
Abschnitt vermerkten „besonderen Ausstellungsstücken“ 
wird die Urkunde nicht genannt, dafür aber unter anderem 
ein Stimmzettel der Frankfurter Nationalversammlung. 

Das Museum für Deutsche Geschichte 
präsentierte im renovierten Zeughaus Unter 
den Linden jahrzehntelang eine parteiamt-
liche, sozialistische Version der deutschen 
Geschichte
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Die Ausstellungsmacher präsentierten die Reichsverfas-
sung – aufgeschlagen – in der ersten Vitrine, gemeinsam 
mit einer Karte, die zeigte, welche Staaten die Verfassung 
angenommen oder abgelehnt hatten. Dazu kam eine Ab-
bildung der Kaiserdeputation und einer Karikatur zur 
Ablehnung der Krone durch den preußischen König. Der 
Wandtext erklärte zur „liberal-bürgerlichen Verfassung“: 

„Die Nationalversammlung lehnt es ab, an der Spitze der 
zum Kampf bereiten Volksmassen, die Anschläge der 
Konterrevolution abzuwehren.“81 Kleinbürger und in erster 
Linie Arbeiter hätten alleine um die Errungenschaften der 
Revolution gekämpft. Die Inszenierung setzte damit im 
Grunde gestalterisch eine Interpretation um, die Friedrich 
Engels bereits 1849 unter dem Eindruck seiner Erfahrun-
gen in Baden im Buch „Die deutsche Reichsverfassungs-
kampagne“ formuliert hatte: Ohne erkennbaren Bezug zum 
Parlamentarismus galt hier die Reichsverfassung lediglich 
als der Auslöser der bewaffneten Kämpfe, die ganz andere 
Ziele verfolgten. Wie der Ausstellungsführer herausstell-
te, habe das Bürgertum daraufhin die Revolution verraten 
und sei dem Volk in den Rücken gefallen.82 Den Abschnitt 
schlossen dementsprechend „Lehren aus der bürgerlich-
demokratischen Revolution“ ab. Sie stellten in volkspäda-
gogischer Absicht heraus, dass das Bürgertum versagt habe, 
die Revolution aber das „Klassenbewusstsein“ der Arbeiter 
gestärkt habe. Marx und Engels hätten die Lehre daraus ge-
zogen, dass nur unter Führung der Arbeiterklasse „ein ein-
heitliches demokratisches Deutschland herzustellen“ sei. 

Diese parteiamtliche Geschichtsdeutung aktualisierte das 
Museum für Deutsche Geschichte in ständigen Überarbei-
tungen. Wie die Historikerin Ute Frevert unterstreicht, hat-
te das einen doppelten Effekt: „Indem die Ausstellungen 
ständig überabeitet und den veränderten politischen sowie 
museumsdidaktischen Grundsätzen angepasst wurden, 
entwickelte es sich zu einem immer wieder entstaubten Ort 
historischen Lernens. Letzteres erfolgte umso nachhaltiger, 
als ihm keine inhaltlichen Alternativen zur Verfügung stan-
den.“83 So wurde auch die Verfassungsurkunde bis 1990 in 
mehreren Versionen der Dauerausstellung gezeigt, immer 
im Kontext der niedergeschlagenen Aufstände und eben 
nicht als Glanzstück eines frei gewählten Parlaments.
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Der Ausstellungsplan zeigt den Laufweg 
durch den Bereich 1848/49. Im Mittelpunkt 
standen Karl Marx und Friedrich Engels und 
der „Klassenkampf“ der Arbeiter. Während 
die Arbeit der Nationalversammlung ganz am 
Rande stand, war der Reichsverfassungskam-
pagne ein eigener Raum gewidmet.
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Die Ausstellung zeigte zeitgenössische Dar-
stellungen, Aufrufe, Lithografien, Uniformen 
und Waffen. Zur Einordnung dienten „Leittex-
te“, die zum Teil von Marx und Engels stamm-
ten, aber auch Gemälde von DDR-Künstlern. 
Im Raum, in dem die Verfassungsurkunde 
gezeigt wurde, stand eine massive Feldhaubit-
ze ganz im Mittelpunkt.
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1989, noch vor dem Fall der Mauer, kam es zu einer bemer-
kenswerten grenzüberschreitenden Aktion. Im Mittelpunkt: 
die Reichsverfassung von 1849. Die Gesamthochschule 
Kassel, heute Universität, und das Museum für Deutsche 
Geschichte veröffentlichten ein gemeinsames Faksimile der 
beiden noch existierenden Verfassungsurkunden. Der Kas-
seler Hochschulpräsident Professor Franz Neumann hatte 
sich persönlich für diese ungewöhnliche deutsch-deutsche 
Kooperation eingesetzt. In seinem Beitrag zur Faksimile-
ausgabe hob Neumann hervor, dass die Zusammenarbeit 

„als außergewöhnlich bezeichnet werden“ darf und dankte 
für die „großzügige Genehmigung der Deutschen Demokra-
tischen Republik, die ja eines der wichtigsten Verfassungs-
dokumente der neueren deutschen Geschichte bewahrt“.84 
Die Geschichte hinter einem Editionsprojekt mag normaler-
weise vor allem etwas für Bibliothekare und Buchliebhaber 
sein. In diesem Fall verhält es sich schon deshalb anders, 
weil die Zusammenarbeit von Institutionen aus der Bun-
desrepublik und der DDR politisch brisant war. Nicht zu-
fällig – wenn auch diametral zum bundesrepublikanischen 
Verständnis, dass die DDR gerade kein Ausland war – sind 
die Unterlagen dazu noch heute im Archivbestand unter 

„Internationale Beziehungen“ abgelegt. 

Die Ursprünge zu dem Projekt datieren bereits in den 
Herbst 1987. Damals hatte Franz Neumann die Berliner 
Staatsbibliothek besucht und bei dieser Gelegenheit einen 
Blick auf die Urkunde des Museums geworfen. Kurze Zeit 
später fuhr auch Hartmut Broszinski, der Leiter der Hand-
schriftenabteilung der Kasseler Bibliothek, nach Ost-Ber-
lin, um sich ein eigenes Bild vom Berliner Exemplar zu 
machen. Die freundliche Aufnahme während des Besuchs 
führte zum Vorschlag, gemeinsam ein Faksimile beider Ur-
kunden herauszugeben. 

Die doppelte Verfassung: „Ost und West vereint“
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Während die Kasseler über die Provenienz ihres Exemp-
lars bestens Bescheid wussten, begannen im Museum für 
Deutsche Geschichte aufwändige Recherchen. Der General-
direktor Wolfgang Herbst beauftragte damit seine Mitarbei-
terin Judith Uhlig. In mühevoller Detailarbeit gelang es ihr, 
auf Grundlage der Archivbestände des Potsdamer Zentral-
archivs insbesondere den Weg der Berliner Urkunde nach 
Staßfurt aufzuklären. Ludwig Bergsträssers Artikel von 
1930 legte die Vorgeschichte seit 1849 offen. Uhlig konnte 
dabei nur auf wenige hausinterne Vorarbeiten zurückgrei-
fen – ein Zeichen dafür, dass auch in den 1980er-Jahren 
der besondere historische Wert der Originalurkunde nicht 
wirklich bekannt war. Auch der Einband war zu diesem 
Zeitpunkt wohl schon längst durch einen rein funktionalen 
roten Veloureinband ersetzt worden.

Politische Implikationen 

Im März 1988 informierte Neumann das Museum für Deutsche 
Geschichte offiziell über die Kasseler Pläne einer Faksimile-
Edition. Er hielt es für sinnvoll, darin auch die Abgeordneten-
unterschriften aus dem Berliner Exemplar aufzunehmen und 
schlug eine „kollegiale Zusammenarbeit“ vor. Museumsdirek-
tor Herbst musste sich dafür politisch absichern und infor-
mierte das zuständige Ministerium für Hoch- und Fachhoch-
schulwesen über das Angebot. Im Juni 1988 kamen Neumann, 
Broszinski und der Leiter der Öffentlichkeitsarbeit, Bernt Arm-
bruster, nach Ost-Berlin, um im Zeughaus die Detailfragen des 
Projekts mit Herbst und Uhlig zu klären. Mit im Raum saß ein 
Mann, der aufmerksam zuhörte, aber nichts sagte. Interessierte 
sich etwa die Stasi für das Projekt? Dieser Eindruck dräng-
te sich der Kasseler Delegation auf. Die Wahrheit ist wohl 
weniger aufregend: Der stumme Zuhörer war ein Vertreter des 
Exportbüros des Ministeriums, der sich aus dem Gespräch 
einfach heraushielt. Die Vertreter der Gesamthochschule über-
raschte die politische Dimension der Zusammenarbeit. 

So fragte Armbruster als Koordinator auf Kasseler Seite, ob 
das DDR-Museum die Berliner Urkunde für Fotoaufnah-
men über eine normale Bibliotheksfernleihe in den Westen 
schicken könne. Ohne größeren Vorlauf war das unmöglich 
und die Aufnahmen wurden in Ost-Berlin angefertigt. Weil 
das verwendete Filmmaterial den hohen Ansprüchen für 
eine Reproduktion nicht genügte, brachte ein Mitarbeiter 
aus Kassel sogar extra hochwertigeres Zelluloid über die 
Grenze. Je näher die Veröffentlichung rückte, desto schwie-
riger wurde es, dass eine offizielle Genehmigung durch das 
Ministerium noch immer ausstand. Uhlig bat deshalb den 
Leiter des „Zentralinstituts für Geschichte“ bei der Akademie 
der Wissenschaften um eine Einschätzung. Walter Schmidt 
riet dringend dazu, die Kooperation umzusetzen. Dass der 
renommierte Revolutionshistoriker das Vorhaben unterstütz-
te, überzeugte wohl schließlich auch das Ministerium – und 
seine am Telefon ganz offen formulierte Begründung unter-
streicht, dass dafür auch der deutsch-deutsche Streit um das 
Erbe von 1848/49 eine Rolle spielte: „Man muss voll einstei-
gen, sonst ernten die Kasseler den Ruhm allein, obwohl wir 
das vollständigere Exemplar besitzen.“85

Seite 80:
Der Zeitungsartikel aus der „Hessischen/
Niedersächsischen Allgemeinen“ widmet sich 
der gemeinsamen Ausstellung der beiden Ori-
ginale der Paulskirchenverfassung im Herbst 
1989 in Kassel
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Ausstellung in Kassel 

Am Ende profitierten beide Seiten von der außergewöhnli-
chen Zusammenarbeit, dank der die Geschichten beider Ur-
kunden erstmals umfassend dokumentiert werden konnten. 
Gekrönt wurde die Kooperation durch eine Ausstellung der 
beiden Originale in Kassel. Anlässlich der Publikation der 
Faksimileausgabe präsentierte die Murhardsche Bibliothek 
die Dokumente zum ersten Mal gemeinsam der Öffentlich-
keit. Die Eröffnung der Ausstellung am 10. Oktober 1989 
fiel bereits in eine Zeit, als in der DDR Massenproteste das 
SED-Regime herausforderten. Tags zuvor waren in Leipzig 
erstmals Zehntausende auf den Straßen gewesen. Mit der 
Parole „Wir sind das Volk!“ beriefen sich die Montagsde-
monstranten sogar implizit auf die Revolution von 1848/49. 
Der Dichter Ferdinand Freiligrath hatte den Ausdruck in 
seinem Gedicht „Trotz alledem“ verwendet.

Herbst und Uhlig waren zur Eröffnung mit der Urkunde 
eigens aus Ost-Berlin angereist. Es war eine kleine Geste, 
aus der im Zeitkontext ein großes Symbol wurde. „Ost und 
West vereint“ war ein Artikel überschrieben, der damit die 
doppelte Geschichte meinte: diejenige der beiden Reichs-
verfassungen und diejenige der einmaligen Kooperation. 
Wer damals dabei war, erinnert sich noch lebhaft an das 
einzigartige Projekt, an das über die Grenze geschmuggeltes 
Filmmaterial, an das bange Warten auf die Zustimmung 
des übergeordneten Ministeriums und an die gemeinsame 
Ausstellung in Kassel.

Reiner Zufall war, was im Rückblick der abenteuerlichen 
Objektbiografie der Verfassungsurkunde eine weitere 
bemerkenswerte symbolische Facette hinzufügt: Für die 
Ausstellungseröffnung hatte die Reichsverfassung noch 
den Eisernen Vorhang überwinden müssen, der Deutsch-
land und Europa für Jahrzehnte auseinandergerissen hatte. 
Als die Reichsverfassung im Gepäck von Generaldirektor 
Herbst nach Berlin zurückkehrte, war die Mauer bereits ge-
fallen und selbst Geschichte.
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Es war 1985 auf Initiative des Bundeskanzlers in West-
berlin gegründet worden, quasi als eine bundesrepublika-
nische Antwort auf das DDR-Museum jenseits der Spree. 
In der Übergangsphase nach dem Mauerfall arbeiteten die 
beiden Museen erstmals zusammen, wofür der persön-
liche Kontakt zwischen Generaldirektor Herbst und dem 
Gründungsdirektor des Deutschen Historischen Museums, 
Christoph Stölzl, eine wichtige Rolle spielte. Für die seit 
Langem geplante große Ausstellung „Bismarck – Preu-
ßen, Deutschland und Europa“, die das Deutsche Histori-
sche Museum vom 26. August bis 25. November 1990 im 
Martin-Gropius-Bau präsentierte, stellte das Ost-Berliner 
Museum einige Exponate.

Die fragile Originalurkunde der Reichsverfassung von 1849 
war – zunächst – nicht dabei. Mit sicherem Gespür für 
politische Symbolik gelang den Ausstellungsmachern je-
doch ein Coup. Als Schirmherr der Ausstellung gewannen 
sie Bundespräsident Richard von Weizsäcker, für dessen 
Besuch sich das Deutsche Historische Museum etwas Be-
sonderes überlegte: Aus Ost-Berlin besorgte man für drei 
Tage die von den Paulskirchenabgeordneten unterzeichnete 
Verfassung. Als von Weizsäcker am 6. September durch die 
Ausstellung geführt wurde, konnte ihm Christoph Stölzl 
auch das historische Unikat präsentieren. Das wichtigste 
Dokument der 1849 gescheiterten deutschen Einheits- und 
Freiheitsbewegung besaß an diesem 6. September eine 
ganz besondere Bedeutung und Aktualität. Denn nach dem 
Ausstellungsbesuch fuhr der Bundespräsident vom Gropi-
us-Bau auf direktem Weg nach Ost-Berlin, um an einer 
Sitzung der Volkskammer teilzunehmen. Empfangen von 
stehenden Ovationen verfolgte der Bundespräsident auf 
der Besuchertribüne die erste Lesung des Einigungsvertra-
ges. Eine Deutung liegt nahe: Wieder verhandelten hier frei 
gewählte Abgeordnete über Einheit und Freiheit – diesmal 
erfolgreich. Am 3. Oktober 1990 feierten die Deutschen die 
Wiedervereinigung.

Die Mitarbeiterin des Museums für Deutsche 
Geschichte, Judith Uhlig, konnte ihrem Kasse-
ler Ansprechpartner, Bernt Armbruster, am 30. 
Mai 1989 mitteilen: „Die Originalurkunde ist 
praktisch wiederentdeckt!“
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Im Einigungsprozess

Mit der „Friedlichen Revolution“ stürzte die vierzig Jahre 
dauernde Herrschaft der SED. Eine der wichtigen Etappen 
in diesem Prozess der Demokratisierung waren die ersten 
freien Wahlen zur DDR-Volkskammer am symbolträchtigen 
18. März 1990 – dem Tag der Berliner Märzrevolution 1848. 
Das Wahlergebnis stützte die von Bundeskanzler Helmut 
Kohl in einem 10-Punkte-Programm skizzierte Deutsch-
landpolitik. Schrittweise und als Teil eines umfassenden 
europäischen Einigungsprozesses sollte die deutsche 
Wiedervereinigung vollzogen werden. Um nur wenige der 
nun folgenden historischen Ereignisse zu nennen: Am 
28. April stimmten die Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft der Vereinigung beider deutschen Staaten 
zu, am 5. Mai folgten erste Zwei-plus-Vier-Gespräche 
mit den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges, ab dem 
11. Mai besprachen die Ausschüsse „Deutsche Einheit“ in 
Bundestag und Volkskammer den Weg zur Einheit. Am 
1. Juli trat die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion in 
Kraft. Am 23. August beschloss die Volkskammer den Bei-
tritt der DDR zur Bundesrepublik zum 3. Oktober und am 
31. August 1990 wurde der Einigungsvertrag unterzeichnet.

Diese großen historischen Umbrüche verbindet eine sym-
bolträchtige, aber weitgehend unbekannte kleine Episode 
mit der Verfassungsurkunde. Das lag in erster Linie daran, 
dass sich im Prozess der Wiedervereinigung auch die Ber-
liner Museumslandschaft umgestaltete. Auf der Basis eines 
kleinen „Einigungsvertrages“, wie damals der „Spiegel“ 
schrieb, wurde das Museum für Deutsche Geschichte, das 

„Propaganda-Institut der SED“, im September 1990 auf-
gelöst. Das Zeughaus und die Sammlungen übernahm das 
Deutsche Historische Museum. 

Es war 1985 auf Initiative des Bundeskanzlers in West-
berlin gegründet worden, quasi als eine bundesrepublika-
nische Antwort auf das DDR-Museum jenseits der Spree. 
In der Übergangsphase nach dem Mauerfall arbeiteten die 
beiden Museen erstmals zusammen, wofür der persön-
liche Kontakt zwischen Generaldirektor Herbst und dem 
Gründungsdirektor des Deutschen Historischen Museums, 
Christoph Stölzl, eine wichtige Rolle spielte. Für die seit 
Langem geplante große Ausstellung „Bismarck – Preu-
ßen, Deutschland und Europa“, die das Deutsche Histori-
sche Museum vom 26. August bis 25. November 1990 im 
Martin-Gropius-Bau präsentierte, stellte das Ost-Berliner 
Museum einige Exponate.

Die fragile Originalurkunde der Reichsverfassung von 1849 
war – zunächst – nicht dabei. Mit sicherem Gespür für 
politische Symbolik gelang den Ausstellungsmachern je-
doch ein Coup. Als Schirmherr der Ausstellung gewannen 
sie Bundespräsident Richard von Weizsäcker, für dessen 
Besuch sich das Deutsche Historische Museum etwas Be-
sonderes überlegte: Aus Ost-Berlin besorgte man für drei 
Tage die von den Paulskirchenabgeordneten unterzeichnete 
Verfassung. Als von Weizsäcker am 6. September durch die 
Ausstellung geführt wurde, konnte ihm Christoph Stölzl 
auch das historische Unikat präsentieren. Das wichtigste 
Dokument der 1849 gescheiterten deutschen Einheits- und 
Freiheitsbewegung besaß an diesem 6. September eine 
ganz besondere Bedeutung und Aktualität. Denn nach dem 
Ausstellungsbesuch fuhr der Bundespräsident vom Gropi-
us-Bau auf direktem Weg nach Ost-Berlin, um an einer 
Sitzung der Volkskammer teilzunehmen. Empfangen von 
stehenden Ovationen verfolgte der Bundespräsident auf 
der Besuchertribüne die erste Lesung des Einigungsvertra-
ges. Eine Deutung liegt nahe: Wieder verhandelten hier frei 
gewählte Abgeordnete über Einheit und Freiheit – diesmal 
erfolgreich. Am 3. Oktober 1990 feierten die Deutschen die 
Wiedervereinigung.

Die Mitarbeiterin des Museums für Deutsche 
Geschichte, Judith Uhlig, konnte ihrem Kasse-
ler Ansprechpartner, Bernt Armbruster, am 30. 
Mai 1989 mitteilen: „Die Originalurkunde ist 
praktisch wiederentdeckt!“
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Bundespräsident Richard von Weizsäcker 
bei einer Führung durch die Bismarck- 
Ausstellung und in der Volkskammer

Links:
Der Ablaufplan für den Berlinbesuch des 
Bundespräsidenten am 6. September 1990 sah 
eine Führung durch die Bismarck-Ausstellung 
im Gropius-Bau vor und direkt anschließend 
die Teilnahme an einer Sitzung der Volkskam-
mer in Ost-Berlin
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Links oben:
Die Rotunde der 1998 in Frankfurt am Main 
gezeigten Ausstellung „1848 – Aufbruch zur 
Freiheit“ war der Paulskirche nachempfunden

In der Dauerausstellung des Deutschen Histo-
rischen Museums hatte die Verfassungsurkun-
de ihren festen Platz. Zwei Schubfächer boten 
den Besuchern weiterführende Informationen 
zur außergewöhnlichen Objektgeschichte.

Links unten:
Als Meilenstein der deutschen Verfassungsge-
schichte widmete die Sonderausstellung „Im 
Namen der Freiheit!“ im Pei-Bau des DHM 
der Reichsverfassung von 1849 einen eigenen 
Raum
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Mit dem 3. Oktober 1990 endete der deutsch-deutsche 
Streit, den beide Staaten erbittert um das „Erbe von 
1848/49“ geführt hatten. Verblasste mit den ausgefochtenen 
Kämpfen um die Deutungshoheit auch die Erinnerung an 
die Revolution? Jedenfalls änderte sie sich. Einerseits fiel 
es nach 1990 vielen leichter, sich an die Vielfalt der Ereig-
nisse und Personen, die Errungenschaften und Wirkun-
gen zu erinnern. Das zeigte sich 1998 zum ersten runden 
Jubiläum nach dem Ende der deutschen Teilung, als sich 
mancher Beobachter über die erstaunliche Popularität des 
Revolutionärs Friedrich Hecker selbst unter Konservativen 
wunderte.86 „Das bis in die jüngsten Jahrzehnte hinein um-
strittene Revolutionsdatum“, schrieb der Historiker Man-
fred Gailus mit Blick auf die 150-Jahr-Feier, „ist inzwischen 
zu einer durchweg positiv besetzten Größe im kollektiven 
Gedächtnis der Nation geworden.“87 Andererseits verschob 
sich der Fokus deutlich, weg von der nationalen Ebene 
und dem Parlament hin zu lange vernachlässigten Aspek-
ten. Die regionalen und lokalen Revolutionen vor Ort, das 
Engagement der Frauen und der Jugend oder 1848/49 als 
gesamteuropäische Erfahrung, all das hatte lange im Schat-
ten der nationalen Traditionen gestanden – und bekam nun 
größere Aufmerksamkeit.

Das wiedervereinigte Deutschland und die Verfassung als Tradition 
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Die Verfassungsurkunde kehrte im Jubiläumsjahr erstmals, 
seitdem sie Friedrich Jucho nach England in Sicherheit 
gebracht hatte, in ihre Geburtsstadt Frankfurt am Main 
zurück. Das Deutsche Historische Museum präsentierte sie 
im Rahmen der zentralen Ausstellung „1848 – Aufbruch 
zur Freiheit“ in der Schirn Kunsthalle. Am Rande der Ro-
tunde, die der Architektur der Paulskirche nachempfunden 
war, wiesen die Reichsverfassung und die Grundrechte des 
deutschen Volkes weit über das Scheitern der Revolution 
hinaus. Das entsprach dem inhaltlichen Ansatz der Aus-
stellung, die nicht nur eine Nationalgeschichte erzählen, 
sondern die Revolution von 1848/49 verstehen wollte als 

„entscheidende Station auf dem Weg zu einem Europa der 
Bürger- und Menschenrechte“. 

Zum 60. Jahrestag des Grundgesetzes war die Urkunde 2009 
in der Sonderausstellung „Im Namen der Freiheit“ im Pei-
Bau des Deutschen Historischen Museums zu sehen, dies-
mal als Meilenstein der deutschen Verfassungsgeschichte, 
gleichermaßen eingebettet in parlamentarische Exponate 
und Gegenstände aus der Geschichte der Reichsverfassungs-
kampagne. Auch in der Dauerausstellung des Deutschen 
Historischen Museums im Zeughaus hatte sie bis zur Über-
arbeitung 2022 als ein besonderes Exponat ihren festen Platz. 
Zwei Schubfächer boten den Besuchern weiterführende 
Informationen zur außergewöhnlichen Objektgeschichte und 
klärten sowohl über die verworrenen „Wege der Verfassung“ 
auf als auch über das Weiterwirken der einzelnen Paragra-
fen in der Weimarer Reichsverfassung, der Verfassung der 
DDR und dem Grundgesetz. Bis zur Fertigstellung der neuen 
Dauerausstellung spielt die Reichsverfassung außerdem in 
der Ausstellung „Roads not taken“ eine wichtige Rolle, als 
Symbol für einen Schlüsselmoment in der deutschen Ge-
schichte, an dem vieles auch anders hätte kommen können. 
Wie die deutsche Geschichte tatsächlich verlaufen ist, davon 
vermittelt die wechselvolle Biografie der Verfassungsurkun-
de einen Eindruck. In einer Zeit, in der trotz aller Krisen die 
Demokratie vielfach als selbstverständlich angesehen wird, 
erinnert sie an die „Wege – Irrwege – Umwege“ der Deut-
schen auf ihrem Weg zu einem geeinten, freiheitlichen und 
demokratischen Staat.
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„Wir haben die größte Aufgabe zu erfüllen. Wir sollen schaffen eine  
Verfassung für Deutschland, für das gesamte Reich. Der Beruf und die  
Vollmacht zu dieser Schaffung, sie liegen in der Souveränität der Nation. 
[…] Deutschland will Eins sein, ein Reich, regiert vom Willen des Volkes, 
unter der Mitwirkung aller seiner Gliederungen“ 
Heinrich von Gagern
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